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Abstract

Climate change adaptation in Germany is performed on several policy levels. Based

on the economic theory of adaptation policy, this paper analyses shortcomings of the

German adaptation policy approach. These were found in the following areas: am-

biguous distinction between justified government interventions and private autonomous

adaptation responsibilities, non-consideration of both distributional fairness and security

of supply, ambiguous institutional responsibilities and lacking assurance of the rational-

ity of political decisions. Which of these shortcomings can be handled by the use of

decision support systems depends on procedural, outcome-related and practical require-

ments. These adaptation decision requirements are also put forth in this paper. The

advantageous use of decision methods for political decision makers is shown in a simple

public choice model.
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Zusammenfassung

Klimaanpassungspolitik wird in Deutschland auf verschiedenen politischen Ebenen
betrieben. Dieses Papier untersucht auf Grundlage der ökonomischen Theorie der An-
passungspolitik Defizite dieser Politikansätze. Diese liegen in erster Linie in den folgen-
den Bereichen: unklare Abgrenzung von staatlicher und privater Verantwortung, Nicht-
berücksichtigung von Verteilungsgerechtigkeit und Versorgungssicherheit, unklare in-
stitutionelle Zuständigkeiten und mangelnde Sicherstellung der Rationalität politischer
Entscheidungen. Welche dieser Defizite mit Hilfe von Entscheidungsunterstützungssys-
temen beseitigt werden können, hängt von prozeduralen, ergebnisbezogenen und prakti-
schen Anforderungen an Klimaanpassungsentscheidungen ab, die in diesem Papier eben-
falls formuliert werden. Die Vorteilhaftigkeit von Entscheidungsunterstützungssystemen
für politische Entscheider wird anhand eines einfachen Modells aus der Neuen Politi-
schen Ökonomie dargestellt.
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1 Einleitung

Mit Veröffentlichung der Europäischen Anpassungsstrategie (EU-Kommission, 2013a) ver-

folgte die Europäische Kommission primär das Ziel, die nationale Anpassung an den Kli-

mawandel in den Mitgliedsländern zu fördern. In Deutschland wurden bereits zuvor ver-

schiedene politische Prozesse in dieser Richtung angestoßen. Im Rahmen der Deutschen An-

passungsstrategie (DAS, Bundesregierung, 2008) und des Aktionsplans Anpassung (APA,

Bundesregierung, 2011) wurde der Grundstein für die Klimaanpassungspolitik auf nationaler

Ebene gelegt. Bundesland-spezifische Anpassungsstrategien und Aktionspläne wurden dar-

aufhin von der Mehrzahl der Länder vorgelegt. Auch einige Kommunen (z. B. die Städte

Nürnberg, Duisburg, Jena) haben inzwischen eigene Anpassungsstrategien erarbeitet. Wäh-

rend Klimaanpassung politisch also bereits weithin durch Strategieansätze und Aktionspläne

quer über alle politischen Ebenen hinweg untersetzt ist, stellt es wissenschaftlich jedoch noch

ein relativ junges Forschungsfeld dar. Es bleibt somit zu untersuchen, inwiefern die bereits

vorgenommenen politischen Schritte zu einer ökonomisch sinnvollen Ausgestaltung einer op-

timalen Klimaanpassung beitragen und wie der politische Prozess bei der Umsetzung dieser

anspruchsvollen und komplexen Aufgabe unterstützt werden kann.

Ziel dieses Papiers ist es, mögliche Defizite der gegenwärtigen Politikansätze zur Kli-

maanpassung in Deutschland aus ökonomischer Perspektive zu identifizieren und entspre-

chende Ansatzpunkte für den Einsatz von Entscheidungsunterstützungssystemen aufzuzei-

gen. Nachdem zunächst in Abschnitt 2 die bisherige Klimaanpassungspolitik in Deutschland

nach politischen Ebenen umrissen wird, werden in Abschnitt 3 ökonomische Anforderun-

gen an eine rationale Klimaanpassungspolitik strukturiert, entsprechende Defizite bisheriger

Ansätze identifiziert und mögliche Ertüchtigungsvorschläge entwickelt. Weiter wird insbe-

sondere auf die Verbesserungsmöglichkeiten durch den Einsatz strukturierter Entscheidungs-

methoden eingegangen, die in der wissenschaftlichen Literatur oft in diesem Zusammen-

hang vorgeschlagen werden. Dafür werden in Abschnitt 4 die modelltheoretische Motivation,

die konkreten Ansatzpunkte und entsprechenden Anforderungen für Entscheidungsunterstüt-

zungsmethoden aufgezeigt. Anhand dieser Anforderungen können dann passende Entschei-

dungsmethoden identifiziert werden, die sich für die Verwendung in der Klimaanpassungs-

politik eignen.

2 Elemente der Klimaanpassungspolitik in Deutschland:

Akteure, Strategien und Maßnahmen

Die deutsche Klimaanpassungspolitik wird auf verschiedenen politischen Ebenen durch teil-

weise abgestimmte und teilweise aber auch unabhängige Politikansätze bestimmt. In den

nachfolgenden Abschnitten werden, entsprechend gegliedert, die für Deutschland relevan-

ten politischen Akteure, die beschlossenen oder geplanten Strategien und die Maßnahmen

dargestellt.
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2.1 Europäische Union

Im Jahre 2009 gab die Kommission der Europäischen Union das Weißbuch „Anpassung
an den Klimawandel: Ein europäischer Aktionsrahmen“ (EU-Kommission, 2009) heraus,
welches erste strategische Ansätze zur Klimaanpassung auf EU-Ebene beinhaltete. Insbe-
sondere wurden darin erste Ansätze zum Mainstreaming und Climate-Proofing1 von Kli-
maanpassung in bereits bestehende Politikfelder der EU (Gesundheits-/Sozialpolitik, Land-
/Forstwirtschaft, Natur/Gewässerschutz, Küsten-/Meeresschutz, Produktions-/Infrastruktur)

vorgestellt. Zudem wurde die Integration von Klimaanpassung in die Finanzierungsprogram-

me der EU vorgeschlagen.2 Zu diesem Zeitpunkt waren außerdem Vorschläge für Investitio-

nen zur Bewältigung von Klimafolgen (z. B. Modernisierung der Infrastruktur oder Förde-
rung der Energieeffizienz von Gebäuden) bereits Teil des EU-Konjunkturprogrammes (EU-
Kommission, 2008). Weiter sollte das Angebot von Versicherungen gegen Klimafolgen (z. B.
für Gebäude in Hochwassergebieten) überprüft werden, da ansonsten staatliche Versicherun-
gen zur Auflage zu machen wären.3

Im Anschluss wurde im Jahre 2010 die Generaldirektion Klimapolitik (Directorate-
General for Climate Action, DG CLIMA) der Europäischen Kommission gegründet, die
sich neben Klimaschutzfragen (z. B. Führung der Verhandlungen zum Klimaschutz und EU-
ETS) auch mit Klimaanpassung beschäftigt. Weiter wurde im Jahre 2012 unter Zusammen-
arbeit von der EU-Kommission, der Europäischen Umweltagentur (EEA) und der einzelnen
Mitgliedstaaten, ein EU-weites Internetportal zum Thema Anpassung (Climate-ADAPT) er-
stellt.4 Der Zweck dieses Portals ist der Informationsaustausch bezüglich Klimafolgen und
Klimaanpassung (z. B. Anpassungsprojekte, Publikationen, Akteure, Fallstudien, Indikato-
ren, Daten) zwischen Forschung, Politik und Behörden.

Im April 2013 legte DG-CLIMA ein Strategiepaket zur Klimaanpassung vor (EU-
Kommission, 2013a). Kern dieses Paketes ist die „EU-Strategie zur Anpassung an den Kli-
mawandel“. Erstens definiert diese Strategie das Ziel, die Erstellung nationaler Anpassungs-
strategien zu fördern. Dies wird unterstützt mit Leitfäden, technischer Kapazität und Finan-
zierungsmöglichkeiten (aus dem Umweltfinanzierungsinstrument LIFE). Bis 2014 will die
Kommission einen indikatorenbasierten Anzeiger entwickeln, um die Bereitschaft der Staaten
zu messen und bei unzureichender Umsetzung im Jahre 2017 rechtsverbindliche Instrumente
in Betracht zu ziehen. Zweitens gibt die EU-Kommission explizite Anweisungen für Main-
streaming von Klimaanpassung für folgende EU-Politik-Sektoren: Kohäsion, Agrar, Migrati-

1 Mainstreaming bezeichnet die Einbindung von Zielen und Maßnahmen eines Strategiebereichs in die Pla-
nung und Umsetzung anderer Politikfelder und fand als zunächst in der Gleichstellungspolitik der EU und
UN (gender-mainstreaming) Anwendung (Pollack & Hafner-Burton, 2010). Inzwischen wurde dieses Konzept
auch auf Bereiche der Klimapolitik (Adaptation und Mitigation) übertragen (Kok & De Coninck, 2007; Brou-
wer et al., 2013). Auch der Begriff Climate-Proofing, welcher eine vergleichbaren Bedeutung hat, hat sich im
Rahmen der EU etabliert (siehe Altvater et al., 2012).

2 Es wurde unter anderem die Finanzierung der nationalen Klimaanpassung aus Einkünften der EU-ETS-
Auktionen der Mitgliedsländer vorgeschlagen.

3 Aufgrund der grenzüberschreitenden Wirkung des Klimawandels sprach sich die EU-Kommission in diesem
Falle für eine EU-weite Regelung aus (EU-Kommission, 2009).

4 Die Plattform ist gegliedert nach EU-Sektor-Politikbereichen: Kohäsion, Agrarkultur und Forstwirtschaft,
Biodiversität, Küsten- und Meeresschutz, Katastrophenschutz, Finanzen, Fischerei, Gesundheit und Wasser-
management.
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on, Küsten- und Meeresschutz, Gesundheit, Infrastruktur und Versicherung.5’6 Drittens will
die EU-Kommission helfen, Wissenslücken bei Klimaanpassungsentscheidungen zu schlie-
ßen und die Klimaanpassungsforschung in ihrem Forschungsprogramm Horizon 2020 sowie
die Verbreitung der Ergebnisse über Climate-ADAPT zu fördern.

Zur Finanzierung können, neben dem Forschungsprogramm Horizon 2020 und dem Um-
weltmaßnahmenprogramm LIFE, Mittel aus den Europäischen Struktur- und Investitions-
fonds7 verwendet werden. Mindestens 20 Prozent des EU-Budgets (Mehrjähriger Finanzrah-
men 2014-2020, MFR) sollen insgesamt für Klimaschutz und Klimaanpassung zur Verfügung
gestellt werden.

Der Umweltministerrat des Rates der Europäischen Union hat das Strategiepaket der EU-
Kommission begrüßt. Das Parlament und der Ministerrat beraten zur Zeit noch über die Vor-
schläge.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich die Klimaanpassungspolitik auf EU-Ebene
wenig mit der direkten Umsetzung beschäftigt. Vielmehr wird eine finanzielle und wissens-
basierte Förderung der nationalen Anpassung betrieben. Mittels Mainstreaming und Climate-
Proofing sollen dabei die potenziellen Auswirkungen in anderen EU-Politikfeldern berück-
sichtigt werden. Auch dort beschränken sich die Tätigkeiten der EU zumeist auf das Setzen
von Rahmenbedingungen mittels Richtlinien und Verordnungen.

2.2 Deutschland

2.2.1 Bundesebene

Die deutsche Klimaanpassungspolitik auf Bundesebene hat sich bisher vorwiegend in der
deutschen Anpassungsstrategie (Bundesregierung, 2008) und den daraus hervorgehenden
Aktionsplan Anpassung (Bundesregierung, 2011; Gawel & Heuson, 2011) manifestiert. Im
Folgenden werden kurz die an der Entstehung beteiligten Akteure und die damit verbunde-
nen Maßnahmen umrissen. Außerdem wird das geplante weitere Vorgehen im Rahmen des
Fortschrittsbericht zur deutschen Anpassungsstrategie beschrieben.

Deutsche Anpassungsstrategie (DAS) Aus dem Nationalen Klimaschutzprogramm der
Bundesregierung 2005 ging im Jahre 2006 das Kompetenzzentrum Klimafolgen und Anpas-
sung (KomPass) am Umweltbundesamt hervor, welches die Erstellung einer Anpassungs-
strategie für Deutschland unterstützen sollte. Unter Leitung des Bundesumweltministeri-
ums (BMU) wurde im Jahre 2008 die „Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel“
(DAS) veröffentlicht. In dieser wurden zunächst lediglich die für Deutschland relevanten

5 Besonders hervorgehoben ist dabei die Vereinfachung des Mainstreaming in Bezug auf die Gemeinsame
Kohäsions-, Agrar- (GAP) und Fischereipolitik (GFP).

6 Für den Sektor Versicherung wurde in Zusammenarbeit mit der Generaldirektion Binnenmarkt und Dienstleis-
tungen (GD MARKT) zusätzlich zu dem Strategiepaket das Grünbuch zu „Versicherungen gegen Naturkata-
strophen und von Menschen verursachte Katastrophen“ veröffentlicht (EU-Kommission, 2013b). Dieses sieht
einen öffentlichen Konsultationsprozess vor, um zu überprüfen, ob ausreichend Versicherungen zur Absiche-
rung gegen den Klimawandel angeboten werden.

7 Cohesion Fund, European Regional Development Fund (ERDF), European Social Fund (ESF), European Agri-
cultural Fund for Rural Development (EAFRD), European Maritime and Fisheries Fund (EMFF).
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Auswirkungen des Klimawandels nach Sektoren aufgezeigt und eine konkretere Ausgestal-
tung im Rahmen eines Aktionsplanes in Zusammenarbeit mit den Ländern beschlossen. Im
Aktionsplan sollten dann Kriterien für die Identifizierung und Priorisierung von Handlungs-
erfordernissen, die Priorisierung von Maßnahmen des Bundes, ein Überblick über konkrete
Maßnahmen anderer Akteure (auf Grundlage des Dialog- und Beteiligungsprozesses), Aussa-
gen zur Finanzierung und Vorschläge für eine Erfolgskontrolle (Indikatoren) erarbeitet wer-
den (Bundesregierung, 2008).

Aktionsplan Anpassung (APA) Der bei der Erstellung der DAS entstandene Arbeitskreis
wurde formell, unter Federführung des Bundesumweltministeriums, zu der Interministeri-
ellen Arbeitsgruppe “Anpassungsstrategie” ) ernannt. Zusätzlich wurde im Jahre 2009 von
der Umweltministerkonferenz (UMK) der Ständige Ausschuss zur Anpassung an die Folgen
des Klimawandels (StA AFK)8 als Teil der Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft Klima, Ener-
gie, Mobilität und Nachhaltigkeit (BLAG KliNA) eingeführt. Die IMA Anpassungsstrategie
und der StA AFK haben gemeinsam in Abstimmung mit Bund und Ländern im Jahre 2011
den “Aktionsplan Anpassung” (APA) veröffentlicht. Dabei wurden Kommunen,Wissenschaft

und verschiedene gesellschaftliche Gruppen in den Dialog- und Beteiligungsprozess einge-

bunden.

Der APA ist untergliedert in vier Säulen: Wissensbereitstellung, Rahmensetzung, Aktivi-

täten in direkter Bundesverantwortung und internationale Verantwortung.

Die erste Säule beinhaltet vorwiegend die Finanzierung von Forschungsvorhaben im Be-

reich Klimaprognose, Vulnerabilität und Anpassung. Außerdem werden Stakeholder-Dialoge

und Beteiligungsprozesse bei der Ausarbeitung von Anpassungsstrategien und Pilotprojekte

in Regionen und Gmeinden gefördert (z. B. KLIMZUG, Klima MORO, ExWoSt).

In der zweiten Säule beschreibt der Aktionsplan vorwiegend die rechtliche Rahmenset-

zung auf Bundesebene. Beispiele sind die Aufnahme von Anpassung an den Klimawandel

als Grundsatz in das Raumordnungsgesetz im Jahre 2008 und in das Wasserhaushaltsgesetz

im Jahre 2010. Das APA plant zudem die Einbindung in das Recht der Fachplanung. Bei

Umweltplanung und Regionalplanung soll Klimafolgenverträglichkeit in die bestehenden In-

strumente der Strategischen Umweltprüfung (SUP) und der Umweltverträglichkeitsprüfung

(UVP) eingebunden werden. Zudem sollen Auswirkungen des Klimawandels zukünftig auch

bei der rechtlichen Regelung von Finanzdienstleistungen (Risikobewertung), Bauplanung

und beim Energiesparrecht Beachtung finden. Weiter ist geplant, Klimaanpassung in Kli-

madatennormen und Normen zu Anlagensicherheit (bzgl. Niederschlägen, Hochwasser und

Sturm) zu integrieren.

Im Rahmen der dritten Säule plant die Bundesregierung außerdem Forschung zu Auswir-

kungen des Klimawandels und Anpassungsmaßnahmen in Bereichen direkter Bundesverant-

wortung: Wasserstraßen/Schifffahrt, Neubau/Sanierung von Bundesliegenschaften, Anpas-

sung öffentlicher Infrastrukturen (bundeseigener Schienenverkehr, Bundesfernstraßen), und

dem Bundesforst.

Die vierte Säule beschreibt die internationale Zusammenarbeit in Forschungsförderung

und Projektarbeit in Organisationen wie den Vereinten Nationen, Weltbank, OECD oder der

8 Unter dem gemeinsamen Vorsitz von Sachsen, Nordrhein-Westfalen und dem Bundesumweltministerium
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EU, die ihren Wirkungsfokus vorwiegend außerhalb der Klimaanpassung in Deutschland ha-
ben (z. B. Entwicklungszusammenarbeit).

Die konkreten Maßnahmen des Aktionsplanes konzentrieren sich vorwiegend darauf, die
Wissensbasis zur Einschätzung der Betroffenheit seitens der staatlichen und nicht-staatlichen
Akteure zu erweitern und eine weitere Konkretisierung der deutschen Klimaanpassungspoli-
tik im Rahmen der DAS voranzutreiben. Die in der Deutschen Anpassungsstrategie genannte
Anforderung, Kriterien für die Identifizierung und Priorisierung von Handlungserfordernis-
sen aufzustellen und diese für die Auswahl von Aktivitäten der Bundesressorts zu verwen-
den, wurde jedoch nicht erfüllt (Gawel & Heuson, 2011; Bundesregierung, 2011, S. 11). Laut
Bundesregierung (2011) bedarf es hierzu zunächst einer Priorisierung der Klimarisiken und
-folgen anhand einer Vulnerabilitätsanalyse.

Weiteres Vorgehen Bis Ende 2015 will die Bundesregierung einen Fortschrittsbericht zur
konkreten Weiterentwicklung und Umsetzung der DAS veröffentlichen. Darin enthalten sol-

len sein: eine Vulnerabilitätsanalyse (erstellt vom “Netzwerk Vulnerabilität”, dazu unten), ein

Indikatorensystem (erstellt von UBA und BMU), ein indikatorengestützter Evaluierungsbe-

richt und ein aktualisierter Aktionsplan Anpassung (APA II).

Die Vulnerabilitätsanalyse hat zum Ziel, die Klimafolgenrisiken und entsprechende

Handlungserfordernisse mit einer sektorübergreifenden und deutschlandweit einheitlichen

Methodik zu bewerten und zu priorisieren. Im Auftrag des BMU und UBA wurde hierzu im

September 2011 das “Netzwerk Vulnerabilität” gegründet, ein Netzwerk von Bundesoberbe-

hörden, das bis zum Sommer 2014 zur Vulnerabilitätsanalyse beitragen soll.9

Ein Indikatorenset/-system soll dann zur Evaluierung der erfolgten Anpassung in den ver-

schiedenen Handlungsfelder genutzt werden können und die mit dem Klimawandel verbun-

denen regionalen, sektoralen und gesamtgesellschaftlichen Risiken und Chancen abschätzen.

Die IMA “Anpassungsstrategie” soll dazu ergebnis- und prozessorientierte Indikatoren für

alle Handlungsfelder vorschlagen. Im Auftrag des BMU erstellten KomPass und UBA im

Dezember 2011 bereits einen ersten ressortübergreifenden Vorschlag zur “Entwicklung ei-

nes Indikatorensets zur Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel” (UBA, 2011).

Dabei wurde ein Beteiligungsverfahren unter Einbindung der Bundesressorts, Behörden des

Bundes und der Länder, Verbände, Unternehmen und Wissenschaftlern angestoßen, das die

Indikatoren in einem mehrstufigem Verfahren entwickeln soll.

Daraus soll letztendlich ein indikatorengestützter Evaluierungsbericht entstehen, der wie

die Berichterstattung der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie und der Nationalen Biodiversi-

tätsstrategie in Zukunft in regelmäßig Abständen erfolgen soll. Der aktualisierte APA (APA

II) soll künftige Maßnahmen des Bundes mit einem konkreten Zeit- und Finanzierungsplan

beinhalten.

9 Teilnehmer sind das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK), das Bundesamt für Na-

turschutz (BfN), das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH), das Bundesamt für Wirtschaft und

Ausfuhrkontrolle (BAFA), die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR), die Bundesanstalt

für Gewässerkunde (BfG), die Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt), die Bundesanstalt Technisches Hilfs-

werk (THW), das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR), die Deutsche Gesellschaft für

Internationale Zusammenarbeit (GIZ), der Deutsche Wetterdienst (DWD), das Johann Heinrich von Thünen-

Institut, die KfW, der Projektträger im Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (PT-DLR), das Robert-

Koch-Institut (RKI) und das Umweltbundesamt (UBA).
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Insgesamt stellen die Deutsche Anpassungsstrategie und der Aktionsplan einen Rahmen
für die nationale Klimaanpassungspolitik dar. Der Katalog des Aktionsplanes umfasst bis-
her nur sehr wenige Maßnahmen, die sich auf die direkte Umsetzung von Klimaanpassung
beziehen. Die Konkretisierung und Priorisierung der Maßnahmen sind jedoch in Arbeit.

2.2.2 Bundesländer

Alle deutschen Bundesländer haben sich mit der Anpassung an den Klimawandel politisch
auseinandergesetzt. Die Mehrzahl der Länder hat sektorübergreifende und eigenständige An-
passungsstrategien veröffentlicht (Bayern, 2009; Brandenburg, 2008; Bremen, 2012; Ham-
burg, 2013; Hessen, 2012; Niedersachsen, 2013; Nordrhein-Westfalen, 2009; Saarland, 2008;
Sachsen, 2009; Sachsen-Anhalt, 2010; Schleswig-Holstein, 2011; Thüringen, 2009). Ein Teil
der Anpassungsstrategien sind dabei Bestandteil einer weiter gefassten Klimastrategie in-
klusive Klimaschutz (z. B. in Bremen, Brandenburg, Niedersachsen, Saarland). Damit tra-
gen die Bundesländer zur Regionalisierung der deutschlandweiten Anpassungsstrategie bei.
Manche Bundesländer beschränken sich auf bestimmte Sektoren.10 Bei nur zwei Bundeslän-
dern befinden sich Anpassungsstrategien in der Erarbeitung oder sind bisher nicht vorhanden
(Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz).11

Die Bezeichnungen der Dokumente lassen dabei keinen Rückschluss über den forma-
len Status der Länderaktivitäten zu (Bundesregierung, 2011, Anlage H.2, S.1). Einige An-
passungsstrategien wurden durch die Landesregierungen beschlossen (Bayern, 2009; Berlin,
2011; Niedersachsen, 2013; Saarland, 2008), andere stellen eine Vorbereitung für solche Be-
schlüsse oder Diskussionsanregungen dar. Die Ausarbeitung der einzelnen Strategien und
Aktionspläne ist sehr unterschiedlich. Nicht alle Länder haben bereits Anpassungsmaßnah-
men und Schritte zur Umsetzung konkret benannt. Auch wenn Handlungs- und Maßnahmen-
optionen konkret beschrieben werden, ist die Umsetzung meist nicht verbindlich geregelt.

Weiterhin haben die Länder in Kooperation mit dem Bund in der Bund-Länder-
Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA, 2010) und der Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft Bo-
den (LABO, 2010) ein Strategiepapier und ein Positionspapier mit Handlungsempfehlungen
bezüglich des Klimawandels erarbeitet. Darin beschlossen wurde die Zusammenarbeit in den
Bereichen Gesundheit, Biodiversität, Wasserwirtschaft und Landwirtschaft. Konkret wurden
zum Beispiel Frühwarnsysteme zum Informationsaustausch zwischen den beiden politischen
Ebenen (Bundes- und Landesbehörden) und ein Leitfaden zur Erstellung von Wärmelastplä-
nen erarbeitet.

2.2.3 Kommunen

Laut einer Umfrage von Mahammadzadeh et al. (2013) aus dem Jahr 2011 gibt ein Großteil
aller Gemeinden an, Klimaänderungen und deren Auswirkungen erfasst, sowie Handlungsfel-
der/Maßnahmen identifiziert und umgesetzt zu haben. Jedoch gehen Mahammadzadeh et al.

10 Mecklenburg-Vorpommern (2012) beschränkt sich auf die Forstwirtschaft. Das Saarland veröffentlichte bisher
nur zu den Bereichen Forst-, Biodiversität und Hochwasser. Berlin (2011) beschränkt sich bisher auch nur auf
Stadtentwicklung.

11 In Rheinland-Pfalz gibt es bisher nur einen allgemeinen Klimabericht zum den erwarteten Auswirkungen des
Klimawandels ohne Maßnahmen (Rheinland-Pfalz, 2007).
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(2013) davon aus, dass lediglich Großstädte einen systematischen Anpassungsansatz verfol-
gen und die Entscheidungsgrundlage kleinerer Gemeinden wenig fundiert ist. Passend zu
dieser Einschätzung fanden Reckien et al. (2014) in Deutschland entsprechend nur in 13 von
40 untersuchten Städten (33 Prozent) mit über 50.000 Einwohnern einen Anpassungsplan
vor.12

Im Forschungsprogramm "ExWoSt" vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-

entwicklung (BMVBS), betreut vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung

(BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR), wurden „Urbane Strategien

zum Klimawandel“ bisher nur in neun Modellkommunen entwickelt.13

Eine Unterstützung zur Erstellung kommunaler Anpassungsstrategien sollen die Internet-

portale Klimalotse vom UBA und Stadtklimalotse vom BBSR sein.

Die Kommunalebene bleibt die bisher am geringsten ausgebaute Ebene der Klimaanpas-

sungspolitik. Wenn aufgrund rechtlicher Regeln zur Kompetenzordnung und ökonomischer

Kriterien der Föderalismustheorie ein signifikanter Teil der umzusetzenden Anpassungsmaß-

nahmen auf diese politische Ebene zufällt, dann wäre dies durchaus als problematisch zu

bewerten. Dabei ist zu erwarten, dass viele „Anpassungsmaßnahmen“ in übliche kommunale

Zuständigkeitsbereiche, wie Hochwasserschutz und Städtebau (z. B. Infrastruktur, Grünflä-

chen) fallen. Das Fehlen von Anpassungsstrategien erschwert jedoch die Identifizierung von

bereits stattfindenden Anpassungsaktivitäten auf Kommunalebene erheblich.

3 Bewertung der deutschen Anpassungspolitik

aus ökonomischer Perspektive

3.1 Systematisierung und Bewertung

Der derzeitige Stand der Klimaanpassungspolitik in Deutschland soll in diesem Kapitel be-

wertet und mögliche Defizite identifiziert werden. Hierzu werden die ökonomischen Anfor-

derungen an die Klimaanpassungspolitik systematisch strukturiert, um den derzeitigen Stand

anschließend hieran zu messen. Die Rolle des Staates aus Sicht der allgemeinen ökonomi-

schen Theorie der Klimaanpassung wurde bereits von Osberghaus et al. (2010a) untersucht

und weitere aktuelle Entwicklungen der Theorie wurden von Heuson et al. (2014) zusam-

mengestellt. Die Systematisierung der wirtschaftspolitischen Anforderungen in diesem Ab-

schnitt beruht größtenteils auf Trela (2014) und bezieht sich auf folgende darin erarbeitete

Ziele der Klimaanpassungspolitik: Bereitstellung ordnungspolitischer Rahmenbedingungen,

Beseitigung von Ineffizienzen, Verteilungsgerechtigkeit und Versorgungssicherheit.14

3.1.1 Ordnungspolitische Rahmenbedingungen

Anforderungen Ein Ziel der Klimaanpassungspolitik sollte es sein, ordnungspolitische

Rahmenbedingungen für effiziente Anpassung bereitzustellen. Hierzu gehört erstens die Fest-

legung und Durchsetzung entsprechender Eigentums-, Vertrags- und Haftungsrechte. Zwei-

12 Im Vereinigten Königreich betrug dieser Anteil zum Vergleich 80 Prozent.
13 siehe http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/FP/ExWoSt/exwost_node.html
14 Für eine elaboriertere Herleitung der Anforderungen in den folgenden Abschnitten siehe Trela (2014).
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tens, bedarf es zur Durchsetzung dieser Rechte und zur Umsetzung staatlichen Handelns der
Schaffung von Institutionen und Behörden. Diese müssen wiederum mit Regulierungs- und

Zwangsrechten ausgestattet werden. Drittens, müssen deren Zuständigkeiten gemäß behörd-
licher Arbeitsteilung festgelegt werden (Weber, 1972, S. 127).

Zudem besteht vor allem in einem föderalistisch strukturierten Staat Koordinationsbe-
darf zwischen den Ressorts der Bundesregierung, Ländervertretungen auf Bundesebene, den
Länderregierungen selbst und den Kommunen im Rahmen ihrer Selbstverwaltung (Molitor,

2006, S. 292).15

Bewertung Es kann davon ausgegangen werden, dass die bereits bestehenden Eigentums-,

Vertrags- und Haftungsrechte in Deutschland für alle üblichen ökonomischen Tätigkeiten und
damit auch für die meisten Anpassungsaktivitäten grundsätzlich ausreichend sind. Auch die
bestehenden Institutionen, die Durchsetzung dieser grundsätzlichen Rechte gewährleisten,
wie Gerichte oder Ämter, können in der Lage sein, auch in Bezug auf die Klimawandelanpas-
sung zu agieren. Dies bedeutet jedoch nicht, dass hier keinerlei Handlungsbedarf besteht. Kri-
tisch gestaltet sich zum Beispiel die Auslegung der Eigentums-, Haftungs- und Zwangsrechte
im Falle einer Deichrückverlegung aufgrund einer, bedingt durch den Klimawandel, erhöh-
ten Flutwahrscheinlichkeit. In diesem Fall kann es zu Enteignungen (Zwangsrecht) kommen
oder es muss geklärt werden, wer ansonsten im Falle einer verhinderten Maßnahme für den
Schaden einer Flut haftet (Haftungsrecht).16 Auch die Haftung bei ökologischen Schäden,
sowohl aufgrund der Deichrückverlegung als auch aufgrund einer Flut, gestaltet sich schwie-
rig, da Ökosysteme nur schwer bewertet werden können. Was in Deutschland zudem fehlt,
sind Institutionen mit substanziellem Fachwissen, die das staatliche Handeln bezüglich der
Anpassung an den Klimawandel umsetzen (Massey & Huitema, 2013).

Im Rahmen des Aktionsplans Anpassung hat die Bundesregierung (2011) für die einzel-
nen Ressorts die Schaffung von rechtlichen Rahmenbedingungen im Bereich des Planungs-
und Umweltrechts bereits angestoßen. Die Novellierung des Raumordnungsgesetzes und die
Neufassung des Wasserhaushaltsgesetzes beinhalteten bereits einzelne Aspekte der Klimaan-
passung.17 Auch die Einbindung in bereits bestehende behördliche Prozesse im Rahmen
der Strategischen Umweltprüfungen (SUP) und Umweltverträglichkeitsprüfungen (UVP)
ist vorgesehen. Reese et al. (2010) sehen weiteren rechtlichen Handlungsbedarf vor al-
lem bei den räumlichen Fachplanungen im Bereich der Wasserwirtschaft und der land-
/forstwirtschaftlichen Bodennutzung, und im Naturschutzrecht.

Im Bereich der Koordination sind Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaften und eine intermi-
nisterielle Arbeitsgruppe eingerichtet worden. Die einzelnen Ressorts der Bundesregierung
sind in den Prozess der DAS-Erstellung eingebunden. Die Koordination mit den Kommunen

15Die üblichen Lösungen sind Koordinationsausschüsse, interministerielle Arbeitsgemeinschaften und Lenkungs-
gremien (Molitor, 2006).

16Generell dürfte es sich als schwierig erweisen, das Eintreten einer Flut eindeutig auf die Verhinderung einer
Maßnahme zurückzuführen und die Verantwortlichen zu bestimmen.

17Die Neufassung des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 2008 (Deutscher Bundestag, 2008) nahm die
Anpassung an den Klimawandel grob als Grundsatz für die räumliche Planung der Länder und Regionen auf. Die
Neufassung des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. Juli 2009 (Deutscher Bundestag, 2009) beinhaltet neben der
Aufnahme der Vorbeugung der Folgen des Klimawandels als Grundsatz die Berücksichtigung der Auswirkun-
gen des Klimawandels auf das Hochwasserrisiko bei der Risikobewertung und Bestimmung der Risikogebiete.
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ist jedoch weniger strukturiert. Die Zuständigkeiten nach staatlichen Verantwortungsberei-
chen (z. B. Bundeswasserstraßen/-fernstraßen/-forst, Gewässer erster und zweiter Ordnung)
sind geregelt. Für Klimaanpassungsmaßnahmen außerhalb dieser Bereiche fehlen jedoch so-
wohl die politischen als auch die behördlichen Zuständigkeiten.

3.1.2 Beseitigung von Ineffizienzen

Anforderungen In der Theorie der Wirtschaftspolitik sind prozesspolitische Eingriffe bei
der Beseitigung von Marktversagen im Rahmen der privatwirtschaftlichen Anpassung ge-
rechtfertigt und erwünscht.18 Zur Beseitigung von Ineffizienzen bei der privaten Anpassung
hat der Staat verschiedene Instrumente zur Verfügung (Cimato &Mullan, 2010; Trela, 2014):
direkte Regulierung, marktwirtschaftliche Instrumente und direkte Bereitstellung von An-
passungsleistungen. Direkte Regulierung kann Verbote, Gebote und Auflagen (z. B. Bewäs-
serungsverbot in Trockenperioden) beinhalten. Marktwirtschaftliche Instrumente zur Steue-
rung der autonomen sind zum Beispiel Steuern, Gebühren, Lizenzen oder Subventionen.
Direkte Bereitstellung von Anpassungsleistungen wäre zum Beispiel der staatliche Hoch-
wasserschutz, die Bereitstellung von Anpassungswissen oder die kommunale Schaffung von
Frischluftschneisen gegen Hitzestress in Städten.

Marktversagenstatbestände sind in Bezug auf die Klimawandelanpassung vor allem im
Versicherungsmarkt und bei öffentlichen Gütern zu erwarten (Heuson et al., 2012; Osberg-
haus et al., 2010a). Zudem können auch Ineffizienzen aufgrund von externen Effekten und
Verhaltensbarrieren auftreten. Im Folgenden werden Marktversagenstatbestände erläutert,
nach denen sich eine Festlegung staatlicher Eingriffsbereiche richten kann.

Bei Anpassungsmaßnahmen, die Eigenschaften eines öffentlichen Gutes aufweisen (nicht
rivalisierend und nicht ausschließbar), kommt es unter Umständen zu einer Unterinvestition
aufgrund von „Freifahrereffekten“. Öffentliche Güter sind bei der Klimaanpassung in den Be-
reichen Biodiversität (z. B. Einrichtung von Biotopverbundsystemen), öffentliche Infrastruk-
tur (z. B. hitzeresistenter Straßenbelag), Gesundheit (z. B. Grünflächen oder Frischluftkorri-
dore in Städten gegen Hitzestress) und Sicherheit (Reaktorsicherheit und Hochwasserschutz)
zu erwarten. Auch die zur Anpassung benötigten Informationen bezüglich des Klimawandels
(z. B. Klimamodellberechnungen), dessen Auswirkungen und der Anpassungsmöglichkeiten
können die Eigenschaften eines öffentlichen Gutes aufweisen und zu ineffizienter Anpassung
führen, wenn zu wenig in die Generierung dieses Wissens investiert wird (Hallegatte et al.,
2011). Die meisten Informationen im Bereich Klimaanpassung sind nicht rivalisierend in ih-
rer Verwertbarkeit. Die Verwendung von Klimaprognosen durch einen Nutzer mindert zum
Beispiel nicht die Verwendbarkeit der Prognose durch einen anderen Nutzer.19 Jedoch ist im
Bereich Anpassung ein gewisser Grad an Ausschließbarkeit gegeben, sodass man bei Wissen
oder Informationen generell von „unreinen“ öffentlichen Gütern spricht (Stiglitz, 1999, S.

18 Ist jedoch kein Marktversagen gegeben und auch sonst kein politisches Ziel gefährdet (Abschnitt 3.1.3 & 3.1.4),
beschränkt sich das Aufgabenfeld des Staates auf die Bereitstellung ordnungspolitischer Rahmenbedingungen
(siehe Abschnitt 3.1.1) und die private Anpassung am Markt hat Vorrang.

19 Ein Gegenbeispiel für rivalisierende Informationen findet sich in den Finanzmärkten. Der erwartete Gewinn
aus der Nutzung einer Insiderinformation sinkt mit der Anzahl der „Mitwisser“, da diese den Aktienkurs in
Richtung des „wahren“ Kurses treiben und damit Abschöpfung des gesamten Effektes der Information durch
den Nutzer erschweren.
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310). 20 Generell kann man davon ausgehen, dass allgemeine Informationen eher den Cha-
rakter eines öffentlichen Gutes besitzen als spezifische Informationen, da sie einen weiteren

Anwenderkreis haben, was es schwieriger macht, sie auszuschließen und was den Freifah-

rereffekt verstärkt. Der Staat kann ineffiziente Versorgung mit öffentlichen Gütern beheben,

indem er diese Güter selber bereitstellt (Samuelson, 1954).21 Gemäß demDezentralisierungs-

theorem von Oates (1972) sollten öffentliche Güter dezentral bereitgestellt werden, wenn

es interregional unterschiedliche Präferenzen der Nutzer gibt. Dies ist im Fall von Anpas-

sungsmaßnahmen zumeist der Fall, da die Maßnahmen eine lokal oder regional beschränkte

Wirkung haben und sich somit auch die Nachfrage interregional unterscheidet. Das Korre-

spondenzprinzip von Oates (1972) wiederum besagt, dass die optimale Umsetzungsebene

diejenige ist, in der die Nutzer, Entscheider und Träger der Kosten übereinstimmen. Dies

würde für eine staatliche Bereitstellung von öffentlichen Gütern gemäß fiskalischem Födera-

lismus (Oates, 1999) oder dem Subsidiaritätsprinzip sprechen.22 Weiter ist bei staatseigener

Bereitstellung oder Investition in Anpassungsmaßnahmen darauf zu achten, dass sie dem Ef-

fizienzanspruch genügt d.h. dass die Umsetzung der Maßnahme nach gesamtwirtschaftlichem

Kosten-Nutzen-Verhältnis selbst effizient ist. Welche weiteren Kriterien bei der Auswahl von

Anpassungsmaßnahmen zu berücksichtigen sind, wird in Abschnitt 4.2.1 besprochen. Da

davon auszugehen ist, dass aufgrund beschränkter Ressourcen nicht alle effizienten Anpas-

sungsmaßnahmen auf einmal durchzuführen sind, muss dementsprechend priorisiert werden.

Darüber hinaus kann es bei Informationsasymmetrien zu Marktversagen durch Moral Ha-

zard und adverse Selektion kommen, wovon besonders die Versicherungsmärkte betroffen

sind. Neben Forschungsförderung und Informationsbereitstellung stellen Pflichtversicherun-

gen hier eine alternative Lösung dar.23 Weiter können externe Effekte von Anpassungsmaß-

nahmen zu ineffizienter autonomer Anpassung führen, wenn Kosten oder Synergien bei der

Investitionsentscheidung nicht berücksichtigt werden (z. B. Emissionszunahme durch Kli-

maanlagen). Kosten der negativen Effekte können zum Beispiel über Steuern internalisiert

werden. Alternativ kann auch eine staatliche Koordination erfolgen (Gawel & Heuson, 2011).

Auch Verhaltensbarrieren und begrenzte Rationalität spielen für die Klimaanpassungspo-

20 Der Verkauf von öffentlich nicht zugänglichen Datensätzen weist auf ausschließbare Informationen hin. Ein

Beispiel dafür ist das zahlungspflichtige Angebot des Climate Service Center (CSC), welches Informationen

zum Klimawandel in einer Zusammenstellung umfasst, die nicht öffentlich zugänglich und ausschließbar ist.

WäreWissen bei der Erstellung unmittelbar öffentlich zugänglich, würde durch denWettbewerb der Preis dieses

Wissens gegen Null gedrückt werden und kein Unternehmen wäre in der Lage Profit daraus zu schlagen.
21 Alternativ kann eine Beteiligung aller Profitierenden an der Investition gemäß ihrem Nutzen erzwungen wer-

den, jedoch gestaltet sich die Erfassung des tatsächlichen Nutzens schwierig und es besteht ein Anreiz für die

Beteiligten bei der Angabe ihrer Zahlungsbereitschaft zu untertreiben.
22 Es bleibt zu betonen, dass auch diese Theoreme und Prinzipien die Umsetzung von Maßnahmen mit dem Cha-

rakter privater Güter, also mit einem individuell beschränkten Wirkungsbereich, auf einer individuellen Ebene

befürworten (Konrad & Thum, 2014). Wenn der Nutzen und die Kosten einer Maßnahme, ohne Externalitäten,

bei ein und derselben ökonomischen Wirtschaftseinheit anfallen, dann wird diese effizient über die Umsetzung

dieser entscheiden. Private Anpassungsmaßnahmen sollten also auf der am meisten dezentralisierten Ebene von

privaten Konsumenten, Eigentümern und Unternehmen durchgeführt werden. Dacharbeiten zur Verhinderung

von Sturmschäden zum Beispiel sind also von den Hausbesitzern durchzuführen und die Klimatisierung einer

Fabrikhalle gegen Produktionsausfälle in Hitzeperioden von dem Unternehmen zu bezahlen.
23 Es gibt grundsätzlich vier verschiedene Formen von Pflichtversicherung: Versicherung bei privaten Anbietern

(z. B. KFZ-Haftpflicht), bei staatlich regulierten privaten Anbietern (z. B. Krankenversicherung), beim Staat

(als Monopolanbieter) und verpflichtend inbegriffen in andere Sachversicherungen (Präventionsstiftung, 2009).
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litik eine Rolle und können Ineffizienzen hervorrufen. Sowohl einzelne Individuen als auch

politische Entscheider können bei der Entscheidungsfindung mit der Fülle an Informationen
und Unsicherheiten kognitiv überfordert sein (beschränkte Rationalität: siehe Simon, 1982;

Grothmann & Patt, 2005). Außerdem wurde bei langen Zeithorizonten, die bei Anpassung oft

üblich sind, hyperbolische Diskontierung beobachtet (Thaler, 1981), die zu zeitlich inkonsis-

tenten Präferenzen führen kann (Laibson, 1997). Daher bedarf es einer entsprechenden Ra-

tionalisierung der Klimaanpassungsentscheidungen, sowohl von privaten als auch von staat-

lichen Akteuren. Hierfür können den Akteuren zum Beispiel Hilfsmittel in Form von struk-

turierten Entscheidungsmethoden bereitgestellt werden, die diese komplexen Probleme mit

künstlicher Rechenleistung lösen können.24 Die alleinige Bereitstellung von Informationen

führt dabei nicht unbedingt zu effizienter Anpassung (Osberghaus et al., 2010b).
Letztendlich sind politökonomische Barrieren zu beseitigen, da sie eine gesellschaft-

lich suboptimale Umsetzung aufgrund von Eigeninteressen der politischen Entscheider,

Rent-Seeking von Interessensgruppen (Stigler, 1971; Peltzman, 1976; Tullock, 1980) oder

Ausgaben-/Slackmaximierung von Bürokraten (Niskanen, 1968; Brennan & Buchanan,
1980; Migué et al., 1974; Wyckoff, 1990) hervorrufen können. Auch regulatorische und in-
stitutionelle Barrieren können eine effiziente private Anpassung zum Beispiel in Form von
Überregulierung behindern. Diesen Barrieren kann jedoch durch entsprechende Strukturie-

rung, Offenlegung und Evaluierung der politischen Entscheidungsprozesse und der institu-
tionellen Arbeit entgegengewirkt werden.

Bewertung Die staatlichen Eingriffsbereiche nach Marktversagenstatbeständen, in Ab-
grenzung zu autonom effizienter Anpassung, sind in den politischen Strategien und Aktions-
plänen des Bundes und der Länder nicht geklärt. Keine der politischen Anpassungsstrategien
hat versucht, aus ökonomischer Perspektive Marktversagen oder Ineffizienzen bei privater
Anpassung zu identifizieren. Vielmehr wird im Moment darauf gesetzt Vulnerabilitäten zu
ermitteln. Diese bezeichnen das Saldo aus Klimawandelauswirkungen und Anpassungskapa-
zität, haben jedoch keine Aussagekraft über die Notwendigkeit eines staatlichen Eingriffes.25

Manche der in den Anpassungsstrategien besprochenen oder beschlossenen Maßnah-
men können als Bereitstellung öffentlicher Güter interpretiert werden.26 Auf Bundesebene
wird Anpassung der Infrastruktur und der Liegenschaften in direkter Bundesverantwortung
(Bundesstraßen, Autobahnen, Wasserstraßen; Säule 3, Bundesregierung, 2011) überprüft und
die Informationsbereitstellung in Form von Klimadaten, Anpassungsmöglichkeiten und For-
schungsförderung umgesetzt (Säule 1, Bundesregierung, 2011). Auf Landesebene finden sich
Maßnahmen in den Bereichen Infrastruktur, Hochwasserschutz, Erhalt der Biodiversität (z. B.
Biotopverbünde) und bei der Bereitstellung von Informationen (z. B. Forschungsförderung).

24 Welche Anforderungen diese Methoden im Bereich Klimaanpassung erfüllen müssen wird in Abschnitt 4.3
dargestellt.

25 Selbst wenn die Anpassungskapazität niedrig ist, und damit die Vulnerabilität hoch, können die ökonomischen
Anreize zur Erhöhung der Anpassungskapazität in Zukunft mit der Spürbarkeit der Auswirkungen steigen.
Dementsprechend kann die Vulnerabilität auch mittels autonomer Anpassung ohne staatlichen Eingriff verrin-
gert werden. Die Vulnerabilität hat somit keine Aussage darüber, ob ein staatlicher Eingriff gerechtfertigt ist
oder nicht, dient jedoch als Entscheidungsgrundlage für beides, staatliche und autonome Anpassung.

26 Auf Kommunalebene sind zudem Maßnahmen zu erwarten, die ebenfalls der Anpassung mit öffentlichen Gut
Charakter zuzuordnen wären. Jedoch lassen sich diese, wie bereits in Abschnitt 2.2.3 erklärt, aufgrund der
fehlenden Anpassungsstrategien nur schwer identifizieren.
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Dabei gibt es keine explizite Zuordnung von Zuständigkeitsbereichen zum Beispiel gemäß
dem Subsidiaritätsprinzip. Quer über alle politischen Ebenen hinweg fehlt es den Maßnah-
men, abseits von Forschungsvorhaben, an Verbindlichkeit. Eine Priorisierung der Maßnah-
men anhand von Kosten, Nutzen und zusätzlichen Kriterien war auf Bundesebene geplant
wurde jedoch im Rahmen des Aktionsplanes Anpassung nicht umgesetzt (Bundesregierung,
2011). Insgesamt ist die Auswahl der Maßnahmen mit öffentlichem-Gut-Charakter nicht öko-
nomisch fundiert. Die Bereitstellung von Informationen zum Beispiel findet sich in den meis-
ten Strategien wieder, ohne jedoch die Unzulänglichkeit privater Informationsbeschaffung zu
überprüfen.27 Die beschlossene Informationsbereitstellung kann die Asymmetrien verringern
und die Anpassung technischer Regelwerke und Normen (zum Beispiel im Bauwesen; Säule
3, Bundesregierung, 2011) kann die Auswirkungen von Moral Hazard und adverser Selek-
tion im Versicherungsbereich verringern, jedoch wurde bisher nicht konkret geprüft, ob ge-
gebenenfalls eine Einführung staatlicher Versicherungen oder Pflichtversicherungen nötig ist
(Präventionsstiftung, 2009; Held et al., 2012).

Auf nationaler Ebene kann der integrierte Ansatz der Klimaanpassungspolitik im Rahmen
des Aktionsplans Anpassung, der eine sektorübergreifende Koordination der Maßnahmen
des Bundes anstrebt, die Auswirkungen externer Effekte internalisieren (Gawel & Heuson,
2011).28 Es fehlt jedoch an einem Konzept zur Koordination von öffentlichen Anpassungs-
maßnahmen auf Landesebene und Kommunalebene, sowie von privaten Anpassungsmaßnah-
men untereinander.

Weiter gibt es abseits von Leitfäden und Internetplattformen, wie dem Klimalotsen (Kom-
Pass, UBA) oder dem Stadtklimalotsen (ExWoSt), kein Bestreben Verhaltensbarrieren bei
privater Anpassung zu vermindern, die durch durch begrenzte Rationalität hervorgerufen wer-
den. Zudem stellen diese Angebote eher eine Form von Information dar, als ein Hilfsmittel
zur Bewältigung der Komplexität der individuellen Entscheidung.

Letztendlich fehlt es auch einer Strukturierung und Offenlegung der politischen Entschei-
dungsprozesse zur Beseitigung politökonomischer Barrieren, zum Beispiel mittels Entschei-
dungsunterstützungsmethoden.

3.1.3 Verteilungsgerechtigkeit

Anforderungen Eine weitere Anforderung an die Klimaanpassungspolitik kann die Ge-
währleistung von Verteilungsgerechtigkeit sein. Da es kein einheitliches Konzept von Ge-
rechtigkeit gibt, muss zuvor im politischen Prozess entschieden werden, wie diese bezüglich
der Auswirkungen des Klimawandels und der Anpassung an diese ausgelegt wird.29 Dabei
spielt vor allem regionale Strukturpolitik eine Rolle. Da die Auswirkungen des Klimawandels
regional unterschiedlich ausfallen, können ökonomische Ungleichheiten entstehen. Der Staat
kann den Ungleichheiten, bezüglich autonomer Anpassung, durch redistributive Maßnahmen

27 Eine gezieltere Identifikation fehlender allgemeiner Informationen, anstatt umfassender Informationsbereitstel-
lung wäre wünschenswert, da Informationen in funktionierenden Märkten auch autonom bereitgestellt werden
können.

28Auf internationaler Ebene können Forschungskooperationen (Säule 4, Bundesregierung, 2011) die positiven
Synergien nutzen.

29 In der ökonomischen Theorie wird oft zwischen vertikaler Gerechtigkeit, die Einkommensverteilung betreffend,
und horizontaler Gerechtigkeit, die Chancengleichheit betreffend unterschieden. Für eine genauere Untersu-
chung dieser beiden Konzepte im Bereich Klimaanpassung siehe Osberghaus et al. (2010a).
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wie zum Beispiel Geldtransfers, Besteuerung und Subventionen entgegenwirken. Auch Ka-
tastrophenhilfe und Katastrophenfonds stellen redistributive Maßnahmen dar, da hier von
den Steuerzahlern zu den Betroffenen umverteilt wird. Schließlich müssen auch die staat-
lichen Anpassungsmaßnahmen selbst auf ihre Gerechtigkeitswirkung hin überprüft werden
(Osberghaus et al., 2010a).

Bewertung Verteilungsgerechtigkeit findet in der deutschen Klimaanpassungspolitik (Bun-
desregierung, 2008, 2011) keine ausdrückliche Nennung. Jedoch können auf internationaler

Ebene die Einzahlung in Anpassungsfonds (Säule 4, Bundesregierung, 2011) und auf nationa-

ler Ebene die implizite Umverteilung innerhalb der Bund-Länder-Finanzierungsprogramme

als Maßnahmen zur Wahrung der Verteilungsgerechtigkeit interpretiert werden (Gawel &

Heuson, 2011). Die Vergabe von Katastrophenhilfe und die Einrichtung von Katastrophen-

fonds wird spontan im Eintritt eines Schadensfalls entschieden und ist nicht verbindlich gere-

gelt. Dies bringt sogar zusätzliche Ineffizienz mit sich, da die Tätigkeit des Staates als Helfer

in letzter Instanz, die Anreize zu antizipativen Anpassungsmaßnahmen und zur Versiche-

rung verringern (Kaplow, 1991; Botzen et al., 2009).30 Dem Gerechtigkeitsaspekt bei der

Klimaanpassung wurde insgesamt bisher auf keiner politischen Ebene genügend Rechnung

getragen. Es fehlen die Identifikation von potenziellen Quellen der Ungerechtigkeit in der

Anpassung, Maßnahmen zur Minderung dieser Ungerechtigkeiten und auch die Berücksich-

tigung der Verteilungswirkung von staatlichen Maßnahmen in der Klimaanpassungspolitik.

Insgesamt kann es dadurch zu einer ungerechten Lasten- und Chancenverwertung bei der

privaten Anpassung an den Klimawandel kommen.

3.1.4 Versorgungssicherheit

Anforderungen Der Klimawandel kann die Versorgung mit Gütern wie Energie, Was-

ser und Nahrung gefährden, deren Ausfall oder Mangel bedeutende Auswirkungen auf das

menschliche Wohlergehen oder die wirtschaftliche Produktion hätten. Ziel der Klimaanpas-

sungspolitik kann es sein, die Versorgungssicherheit in diesen Bereichen zu gewährleisten.

Bewertung Die staatlichen Ressorts zurWahrung der Versorgungssicherheit (z. B. die Bun-

desnetzagentur im Bereich Strom) sollten den Aspekt des Klimawandels verstärkt bei ihren

Tätigkeiten beachten. In der deutschen Anpassungsstrategie findet sich dazu jedoch nichts.

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) hat bisher lediglich ein Sondie-

rungsgutachten zur Prüfung des Forschungsbedarfs in dieser Richtung in Auftrag gegeben

(Deutscher Bundestag, 2013).

3.2 Mögliche Ertüchtigungsansätze

Die im vorigen Abschnitt dargestellten Defizite der deutschen Klimaanpassungspolitik lie-

gen vor allem bei der Beseitigung von Ineffizienzen privater Anpassung. Dabei fehlt es einer

strukturierten Auswahl von ökonomisch legitimierten staatlichen Eingriffen nach Marktver-

sagenstatbeständen der privaten Anpassung wie zum Beispiel öffentlichen Gütern, Informa-

30 Für dieses generelle Problem hat sich der Begriff „Samaritan’s Dilemma“ von Buchanan (1975) etabliert.
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tionsasymmetrien, externen Effekten und Verhaltensbarrieren. Aber auch die weniger ökono-
misch fundierten Aspekte wie Verteilungsgerechtigkeit und Versorgungssicherheit finden bei
der bisherigen Anpassungspolitik zu wenig Anwendung. Bei der Bereitstellung ordnungs-
politischer Rahmenbedingungen fehlt es lediglich einer klaren Zuteilung von institutionel-
len Zuständigkeiten und der Koordination der staatlichen Akteure. Schließlich fehlt auch

die Adressierung politökonomischer Barrieren, die eine effiziente und rationale Klimaanpas-
sungspolitik verhindern können. Basierend auf diesen Defiziten werden im folgenden ver-
schiedene Lösungsansätze für die deutsche Klimaanpassungspolitik vorgestellt.

Festlegung staatlicher Eingriffsbereiche Die Festlegung staatlicher Eingriffsbereiche

sollte sich nach Marktversagen und Wahrung anderer politischer Ziele, wie Verteilungsge-

rechtigkeit und Versorgungssicherheit, orientieren. Dabei müssen die einzelnen Handlungs-

felder der Klimaanpassung darauf überprüft werden, ob private Anpassung nicht auch oh-

ne staatliches Handeln zu einem effizienten, gerechten und versorgungssicherem Ergebnis

kommt. Falls sich die private Anpassung in einzelnen Bereichen als ineffizient, ungerecht

oder unzulänglich erweisen sollte, muss über den Einsatz der passenden Instrumente (di-

rekte Regulierung, marktwirtschaftliche Instrumente und staatliche Bereitstellung von An-

passung) in diesen Bereichen entschieden werden. Staatlich bereitzustellen sind öffentliche
Güter vorwiegend in den Bereichen Hochwasserschutz, Städtebau, Biodiversität, Infrastruk-

tur und allgemeine Informationen und Forschung zum Klimawandel und Anpassung. Bei

unzureichender Verfügbarkeit oder Nachfrage von Versicherungen (z. B. aufgrund von In-

formationsasymmetrien) sollte die Einführung einer staatlichen Pflichtversicherung geprüft

werden. Zudem kann die Einführung von Registern zu individuellen Risiken Informations-

asymmetrien im Versicherungsbereich und die damit verbundenen Ineffizienzen vermindern

(Osberghaus et al., 2010a).

Die Umsetzung der staatlichen Klimaanpassungspolitik bedarf der Festlegung einer ge-

eigneten politischen Entscheidungsebene (international, national, regional, lokal). Im Weiß-

buch der EU-Kommission (2009) wird vorgeschlagen, dass Anpassungspolitik dem Subsi-

diaritätsprinzip folgen soll, einem wichtigen Konzept der Europäischen Union und föderaler

Staaten zur politischen Aufgabenverteilung. Das Subsidiaritätsprinzip wird ökonomisch fun-

diert durch das Korrespondenzprinzip des „Fiskalischen Föderalismus“ von Oates (1972),

welches besagt, dass eine dezentrale (z.B. regionale) Bereitstellung eines öffentlichen Gu-

tes nur paretooptimal sein kann, wenn die Konsumenten dieses Gutes deckungsgleich mit

der Einwohnerschaft der föderalen Einheit sind, die über die Umsetzung entscheidet und die

Kosten trägt.31,32

31 Die völlige Deckungsgleichheit beschreibt Oates (1972, S. 34) mit „perfekte Korrespondenz“. Die Intuition

hinter dem Korrespondenzprinzip ist, dass nur effizient mit öffentlichen Mitteln umgegangen wird, wenn die

Bürger, die über Ausgaben entscheiden auch die finanziellen Konsequenzen tragen (König et al., 1996). Nach

dem „Dezentralisierungstheorem“ von Oates (1972) ist eine dezentrale Bereitstellung allerdings nur effizien-

ter oder genauso effizient wie eine zentrale Umsetzung, wenn sich sowohl die Präferenzen der Akteure als

auch die externen Effekte des Gutes (Nutzen- und Kostenwirkung) nicht innerhalb dieser föderalen Einheit un-

terscheiden. Zudem werden konstante Skalenerträge (Grenz- und Durchschnittskosten) für alle Regionen und

Outputniveaus angenommen.
32 Man beachte, dass während die räumliche Dimension bei Samuelson (1954) keine Rolle spielt, in der Födera-

lismustheorie von Oates (1972) das öffentliche Gut nur für eine räumlich begrenzte Teilmenge der Gesamtbe-

völkerung Nutzen stiftet.
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Einfach gesagt: die Entscheider über die Anpassungsmaßnahme müssen gleichzeitig

Nutznießer und Kostenträger sein, damit effizient nach den relevanten Präferenzen entschie-

den wird. Nach dem Subsidiaritätsprinzip ist die politische Entscheidungsebene ist so dezen-

tral zu wählen, dass sie gerade noch den Teil der Bevölkerung umfasst, die von der Wirkung
der Maßnahme betroffen ist, ohne dass die auf dieser Ebene getroffenen Entscheidungen
Auswirkungen auf andere föderale Entscheidungseinheiten haben (Konrad & Thum, 2014).
Maßnahmen können dabei einen privaten, lokalen, regionalen oder nationalen Wirkungsbe-
reich haben. Und das Subsidiaritätsprinzip spricht dafür Maßnahmen mit einer rein privaten
Wirkung individuell umzusetzen, während die sonstigen Maßnahmen von öffentlichen Insti-
tutionen bereitzustellen sind.

Auch die Koordination zwischen Bund, Ländern und Kommunen, insbesondere auf be-
hördlicher Ebene, kann helfen Synergien zu nutzen und Konflikte zu verhindern, die bei öf-
fentlichen Gütern und Gütern mit externen Effekten auftreten.

Während das Korrespondenzprinzip und das Subsidiaritätsprinzip auf einem räumlichen
Externalitäten-Argument basiert, könnte auch die unterschiedliche Verfügbarkeit von Infor-
mationen auf den verschiedenen Ebenen, von zentral bis individuell, bei der Festlegung der
richtigen Entscheidungsebene eine Rolle spielen. Konrad & Thum (2014) weisen darauf hin,
dass zum Beispiel eine nationale Regierung gut über die generellen Auswirkungen des Kli-
mawandels informiert sein kann, der einzelne Hausbesitzer für üblich jedoch besser über die
Vulnerabilität seines Hauses gegenüber Stürmen, Starkregen oder Hitzewellen und über die
passenden Maßnahmen informiert ist.

Berücksichtigung von Verteilungsgerechtigkeit und Versorgungssicherheit Die Aus-
wirkungen des Klimawandels selbst und die entsprechenden autonomen Anpassungsaktivitä-
ten sind auf ihre Verteilungswirkung hin zu überprüfen. Aus den regional unterschiedlichen
Betroffenheiten können Unterschiede in der Bevölkerung hervorgehen, die einen staatlichen
redistributiven Eingriff benötigen, der über die Bereitstellung von spontaner Katastrophen-
hilfe hinausgeht.

Zudem sollten im anpassungspolitischen Rahmen vor allem die staatlichen Maßnahmen
zur Klimaanpassung auf ihre distributive Wirkung überprüft werden. Dabei müssen sowohl
materielle als auch prozedurale Fairness bei Auswahl und Umsetzung der Anpassungsmaß-
nahmen beachtet werden. Das heißt, sowohl die Verteilungswirkung der Maßnahme als auch
das Vorgehen im Entscheidungsprozess sollten „gerecht“ sein. Es muss jedoch zwischen öko-
nomischer Effizienz und “Gerechtigkeit” abgewogen werden.33 Nicht jede Maßnahme, die
mit positivem Nettonutzen ökonomisch effizient ist, muss auch als „gerecht“ wahrgenom-
men werden. Zum Beispiel könnte nur ein kleiner Kreis von Betroffenen von einem Deich
profitieren, während der Rest der Zahlenden nur die Kosten trägt. Neben staatlicher Umver-
teilung (z. B. durch Steuern, Direkthilfen, Katastrophenfonds usw.) ist die Ausführung von
Anpassungsmaßnahmen durch den Staat selbst auch als Mittel zur Wahrung der Verteilungs-
gerechtigkeit zu betrachten.

Auch der Aspekt der Versorgungssicherheit sollte ausdrücklich in die strategische Aus-
richtung der deutschen Klimaanpassungspolitik aufgenommen werden. Es sollte sicherge-

33 Erschwerend wirkt sich jedoch aus, dass sich für “Gerechtigkeit” bisher kein einheitliches allgemeines ökono-
misches Konzept etabliert hat. Dementsprechend ist Gerechtigkeit schwer quantifizierbar und messbar.
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stellt werden, dass bestehende Institutionen zur Wahrung der Versorgungssicherheit (z. B.
die Bundesnetzagentur) die zukünftigen Auswirkungen des Klimawandels bei ihren Tätig-
keiten berücksichtigen.

Rationalisierung der politischen Entscheidungen Ineffizienten staatlichen Anpassungs-
entscheidungen aufgrund beschränkter Rationalität und anderer Verhaltensbarrieren sollte in
der Klimaanpassungspolitik Rechnung getragen werden. Eine entsprechende Strukturierung
mittels Entscheidungsunterstützungsmethoden, kombiniert mit künstlicher Rechenkapazität,
kann die Komplexität der Anpassungsentscheidungen bewältigen und damit die beschränkte
Rationalität aufheben.34 Die Verwendung von Entscheidungsmethoden erzwingt die Verwen-
dung bestimmter Informationen und kann somit helfen Wissensdefizite zu identifizieren und
diese zu beheben.

Auch um die ineffiziente Wirkung von politökonomischen Barrieren einzugrenzen, sollte
eine Strukturierung der politischen Entscheidungen mittels Entscheidungsmethoden ange-
strebt werden. Ein Entscheidungsprozess nach festgelegten Kriterien und dessen Offenle-
gung kann dazu beitragen, dass weniger nach Eigeninteressen oder mit einseitiger Lobby-
Beeinflussung entschieden wird. Zudem kann mittels vorher festgelegter methodischer Ent-
scheidungsverfahren leichter Evaluierung und Monitoring betrieben werden.

Priorisierung Da bei beschränkten Ressourcen nicht alle nötigen Maßnahmen der Kli-
mawandelanpassung auf einmal umgesetzt werden können, müssen Maßnahmen anhand re-
levanter Entscheidungskriterien priorisiert werden, die in Abschnitt 4.2.1 erörtert werden.
Hierzu bedarf es jedoch zunächst einer verlässlichen Aufstellung aller möglichen Maßnah-
men, ihrer Wirkung (Nutzen) und ihrer Kosten, die wiederum auf entsprechenden Vulnera-
bilitätsfeststellung beruhen.35 Bewertungen weiterer Kriterien wie Fairness und Robustheit
müssen eventuell von Experten oder Stakeholdern eingeholt werden.

Monitoring Schließlich gilt es, die gesamte Umsetzung sowohl auf politischer Ebene als
auch auf behördlicher Ebene zu kontrollieren, um Abweichungen und Verfolgung von Eigen-
interessen entgegenzuwirken. Dazu bedarf es eines umfassenden Monitorings, welches sich
in Deutschland weiterhin in der Planungsphase befindet.

4 Ansatzpunkte und Anforderungen für Entscheidungsun-

terstützungssysteme

Im Zusammenhang mit Anpassungspolitik und der Ausgestaltung staatlicher Anpassung
wird oft der Einsatz von Entscheidungsunterstützungssystemen36 vorgeschlagen (Heuson

34Natürlich bringt die Verwendung von Entscheidungssystemen und -methoden auch Einschränkungen mit sich.
Bestimmte Annahmen müssen getroffen werden und jedes Entscheidungsproblem ist an die Möglichkeiten der
Methode anzupassen. Die prozeduralen Anforderungen an die zu benutzenden Methoden werden in Abschnitt
4.3.2 beschrieben.

35Die aktuell betriebenen Vulnerabilitätsstudien stellen somit eine Basis für dieses Vorhaben dar.
36 im engl.: Decision Support Systems (DSS).
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et al., 2012). Diese komputerbasierten Softwaresysteme bedienen sich verschiedener Opti-
mierungsalgorithmen oder Entscheidungsmethoden, wie zum Beispiel der Kosten-Nutzen-
Analyse, Multikriterielle Analyse (MCDA), Portfoliotheorie, Reale Optionen und Robust
Decision Making.37 Diese Methoden ergeben eine objektiv „optimale“ Auswahl an Anpas-
sungsmaßnahmen und bedienen sich dabei je nach Methode sowohl quantitativer Kennzahlen
als auch qualitativer Bewertungen. Sie bieten sich in erster Linie an, um die Komplexität der
Anpassungsentscheidungen zu bewältigen und damit Hindernisse beschränkter Rationalität
zu beseitigen. Die Verwendung von Entscheidungsmethoden ermöglicht es nämlich, umfang-
reiche quantitative Informationsdatensätze wie Wahrscheinlichkeitsverteilungen zur Klima-
folgenentwicklung und damit verbundene Kosten und Nutzen rational in die Entscheidung
einfließen zu lassen. Außerdem ermöglichen manche Methoden die Abwägung von mehreren
Kriterien, die in unterschiedlichen Einheiten gemessen werden. So können monetäre Kosten-
aspekte mit qualitativen Einschätzungen zu Robustheit, Akzeptanz oder Fairness verglichen
werden.

Zunächst stellt sich aber die Frage, warum politische Entscheider ihren diskretionären
Spielraum durch die Verwendung von solchen Entscheidungsmethoden freiwillig opfern soll-
ten. Dieser Frage widmet sich Abschnitt 4.1 mit einem einfachen Modell aus der Neuen Po-
litischen Ökonomie. Der darauffolgende Abschnitt 4.2 untersucht, welche Ansatzpunkte es
für Entscheidungsunterstützungssysteme in der Anpassungspolitik gibt und welche der Er-
tüchtigungsansätze aus Abschnitt 3.2 bedient werden können. In Abschnitt 4.3 wird dann
dargestellt, welche Anforderungen sich dabei im Anpassungskontext an die einzelnen Me-
thoden ergeben.

4.1 Die Vorteilheftigkeit der Verwendung von objektiven Entschei-

dungsmethoden für politische Entscheider, dargestellt anhand eines

einfachen Modells

Aus Sicht der Politiker könnte es von Vorteil sein, sich ex ante auf eine bestimmte staatliche
Anpassungsbereitstellung festzulegen. Es kann nämlich dazu kommen, dass ansonsten die
optimale staatliche Politikstrategie zeitlich nicht konsistent ist und selbst rationale Akteure in
Richtung eines suboptimalen Ergebnisses abweichen (Kydland & Prescott, 1977). Dies lässt
sich vereinfacht mit Hilfe einer Abwandlung des Modells von Barro & Gordon (1983) zur
Zeitinkonsistenz optimaler Pläne zeigen.

In einem solchen Modell bildet der private Sektor Erwartungen über die Anpassungs-
aktivitäten des Staates und wählt dementsprechend seine eigene Anpassungsaktivität. Ange-
nommen wird, dass der Staat alle Anpassungsmaßnahmen vom privaten Sektor übernehmen
kann, und somit private und staatliche Maßnahmen substituierbar sind. Wenn der Staat zum
Beispiel einen Deich baut, dann braucht dies der private Sektor nicht mehr zu tun. Es wird
zudem angenommen, dass ein sozial optimales Verhältnis von privaten und politischen Maß-
nahmen exogen gegeben ist. Dem Staat fallen dabei theoretisch die Anpassungsaufgaben zu,
die privat, aus welchen Gründen auch immer, nicht effizient umgesetzt werden, die jedoch
gesamtwirtschaftlich sinnvoll wären (in der Regel Marktversagen wie zum Beispiel bei öf-

37 Manche Entscheidungsunterstützungssysteme überlassen einem dabei die Wahl, welche Entscheidungsmethode
man verwenden will, manche hingegen sind auf einen bestimmten Ansatz spezialisiert.
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fentlichen Gütern). Der politische Entscheider hat gleichzeitig das Interesse, über mehr als
die erwarteten und optimalen Anpassungsmaßnahmen zu beschließen, um seine Wiederwahl-
wahrscheinlichkeit zu steigern (Politician’s Dilemma; siehe Geddes, 1994), auch wenn es zu
einem sozial suboptimalen Ergebnis und Ressourcenverschwendung führt. Bezeichnen wir
mit A∗Staat das sozial optimale Anpassungslevel des Staates. Dieses optimale Anpassungsni-
veau wird als exogen gegeben angenommen. ÂStaat bezeichnet das durch den privaten Sektor
erwartete staatliche Anpassungsniveau.38 Wird mit AStaat das tatsächliche Anpassungslevel
des Staates bezeichnet, dann lässt sich die Nutzenfunktion eines politischen Entscheiders wie
folgt darstellen:

U(ÂStaat ,AStaat) =−
1

2
(AStaat−A∗Staat)

2+b(AStaat− ÂStaat) (1)

Der erste Term bezeichnet die gesamtwirtschaftlichen Kosten der Wahl einer suboptima-
len Anpassung durch den politischen Entscheider. Je weiter dabei das gewählte Anpassungs-
niveau vom sozialen Optimum abweicht, desto größer die Kosten. Gleichzeitig will der Politi-
ker seine Wiederwahlwahrscheinlichkeit mit der „Überraschungsanpassung“ (AStaat− ÂStaat)
über das soziale Optimum hinaus erhöhen, weshalb diese mit einem positiven Gewicht
(b> 0) als zweiter Term in die Nutzenfunktion einfließt.

Ist die Nutzenfunktion (1) der Regierung, dem privaten Sektor bekannt, dann wird er
mit einem staatlichen Anpassungslevel ÂStaat rechnen, das gerade so groß ist, dass es sich
für den politischen Entscheider nicht lohnt, darüber hinaus „Überraschungsanpassung“ zu
betreiben. Dies ist der Fall, wenn die Grenzkosten der Fehlanpassung dem Grenznutzen
des Überraschungsanpassung entsprechen. Die Grenzkosten entsprechen der Ableitung von
−1

2(AStaat −A∗Staat)
2 , also AStaat −A∗Staat und der Grenznutzen beträgt b. Somit wird der

politische Entscheider immer ein zu hohes Anpassungslevel von AStaat = A∗Staat +b wählen
und im Gleichgewicht entspricht die tatsächliche staatliche Anpassung immer der erwarteten
staatlichen Anpassung ÂStaat = A∗Staat +b.39

Es gelingt dem politischen Entscheider also nicht, „Überraschungsanpassung“ zu betrei-
ben und seine Wiederwahlwahrscheinlichkeit zu steigern. Die resultierende staatliche Fehl-
anpassung ist dabei umso höher, je größer das Gewicht b der Steigerung der Wiederwahl-
wahrscheinlichkeit durch „Überraschungsanpassung“ in die Nutzenfunktion des politischen
Entscheiders einfließt.

In diesem Fall ergibt sich ein Nutzen U von −1
2b

2. Nun wird klar, dass der Nutzen ge-
steigert werden kann, wenn sich der politische Entscheider glaubwürdig zu einer optimalen
Anpassung AStaat = A∗Staat verpflichtet. So gäbe es keine Fehlanpassung und Überraschungs-
anpassung, und dennoch wäre der NutzenU mit einem Wert von null höher.

Eine einfache Lösung für politische Entscheider zu einer glaubwürdigen Verpflichtung zu
einem sozial optimalen Anpassungslevel ist die Verwendung von objektiven Entscheidungs-
methoden, die diesen diskretionären Spielraum beseitigen oder zumindest stark einschränken

38 Von den erwarteten Anpassungstätigkeiten des Staates wiederum hängt dieWahl des des privaten Anpassungsle-

vels ab, sodass Aprivat = f (ÂStaat).Wobei angenommen werden kann, dass
∂Aprivat

∂ ÂStaat
< 0, da staatliche und private

Anpassungsleistungen als substituierbar angenommen werden.
39 Die Erwartung der suboptimalen staatlichen Anpassung ÂStaat = A∗Staat+b führt zudem zu einem suboptimalen
privaten Anpassungslevel, da Aprivat = f (A∗Staat +b) 6= A∗privat .
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und damit alle besser stellen. Die Bestimmung eines Entscheidungsverfahrens zu Berech-
nung der objektiv optimalen Anpassung und die Auslegung der staatlichen Anpassungspo-
litik nach diesem Ergebnis könnten also auch im Interesse der politischen Entscheider sein,
gerade wenn von ihnen eine Überanpassung erwartet wird.

4.2 Ansatzpunkte für Entscheidungsunterstützungssysteme in der An-

passungspolitik

Dieser Abschnitt untersucht die konkrete Anwendbarkeit von Entscheidungsunterstützungs-
systemen bei der Erreichung verschiedener Ziele der Klimaanpassungspolitik unter Berück-
sichtigung der bei Anpassungsmaßnahmen zu bewertenden Kriterien. Hieraus ergeben sich
die möglichen Ansatzpunkte, bei denen Entscheidungssysteme die deutsche Klimaanpas-
sungspolitik, in Form der in Abschnitt 3.2 vorgeschlagenen Ertüchtigungsansätze, unterstüt-
zen können. Zunächst wird untersucht, welche Kriterien es in der Klimaanpassungspolitik
mit Entscheidungsmethoden zu bewerten gilt (Abschnitt 4.2.1). Daraus ergibt sich, welche
Gebiete der Anpassungspolitik somit überhaupt durch Entscheidungsmethoden unterstützt
werden können (Abschnitt 4.2.2).

4.2.1 Zu bewertende Kriterien bei der Auswahl von Anpassungsmaßnahmen

Kriterien, nach denen staatliche Anpassungsmaßnahmen ausgewählt oder priorisiert werden
können, beziehen sich nicht ausschließlich auf Effizienzkennzahlen wie Kosten und Nutzen.
Im Sinne von Verteilungsgerechtigkeit ist distributive Fairness ebenso eine Anforderung an
Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel. Zusätzlich wird hier das Kriterium der Ro-
bustheit eingeführt, welches aufMaßnahmenebene die Risikoaversion der beteiligten Akteure
erfassen kann. Die Einbeziehbarkeit und Bewertbarkeit dieser Kriterien bei der Auswahl von
Instrumenten der Anpassungspolitik bestimmt grundlegend über die Anwendungsgebiete von
Entscheidungsunterstützungssystemen, die im nächsten Abschnitt besprochen werden.

Kosten Wie bei jeder ökonomischen Entscheidung spielen auch in der Anpassungspolitik
Kosten eine Rolle. Die direkten Kosten von Anpassungsmaßnahmen sind relativ einfach er-
mittelbar und in Geldeinheiten messbar. Sie fallen bei der Umsetzung der Maßnahmen selbst
an und können in Form von Kostenvoranschlägen durch die beteiligten Akteure ermittelt wer-
den. Diese Kennzahl unterliegt lediglich einer gewissen planerischen Unsicherheit.

Indirekte Opportunitätskosten von Anpassungsmaßnahmen sind jedoch auch zu berück-
sichtigen. So zählt zum Beispiel der Verzicht auf Ernteerträge zu den Opportunitätskosten der
Nutzung von landwirtschaftlichen Flächen als Rückhaltebecken für den Hochwasserschutz.
Auch negative Auswirkungen oder Externalitäten der Maßnahmen zählen zu den gesamtwirt-
schaftlichen Kosten. Schwer zu beurteilen sind dabei die nicht unmittelbar monetarisierba-
ren Effekte. Die negativen Auswirkungen einer innerstädtischen Hochwasserschutzwand auf
das Stadtbild zum Beispiel lassen sich zwar über Einnahmeausfälle der örtlichen Geschäfte
approximieren, stellen jedoch sicherlich nicht alle empfundenen Kosten einer solchen Maß-
nahme dar. Auch die monetäre Bewertung von Auswirkungen auf die Biodiversität und die
ökologischen Systemdienstleistungen stellt sich in diesem Zusammenhang schwierig dar.
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(Netto-)Nutzen Während die Kosten einer Anpassungsmaßnahme zumeist zeitnah anfal-
len, fällt der Nutzen von Anpassung oftmals erst über längere Frist an. Der Nutzen ist sowohl
von der Wirksamkeit der Maßnahmen, als auch von der zukünftigen Klimaentwicklung ab-
hängig. Zudem ist aus staatlicher Perspektive das Ausmaß autonomer Anpassung ungewiss,
welche ebenso die zukünftig vermiedenen Schäden beeinflusst.40 Alle Faktoren sind mit er-
heblichen Unsicherheiten verbunden.

Auch Synergien mit anderen Zielen stellen, gesamtwirtschaftlich gesehen, Nutzen dar
und sollten mit berücksichtigt werden. So haben zum Beispiel Baunormen zur hitzeresisten-
ten Häuserdämmung durch die erhöhte Energieeffizienz gleichzeitig positive Effekte für den
Klimaschutz.

Rein aus der Effizienzperspektive ist der Effekt einer Anpassungsmaßnahme auf die ge-
samtwirtschaftliche Wohlfahrt positiv, wenn ihr Grenznutzen die Grenzkosten übersteigt, al-
so wenn der zusätzliche Nettonutzen positiv ist. Nutzen und Kosten können jedoch schwer
gegeneinander aufgewogen werden, wenn sie nicht in gleichen Einheiten, zum Beispiel Geld-
einheiten, gemessen werden. Besonders der Nutzen ist dabei schwer zu monetarisieren, da er
gegebenenfalls unter vielen Vorteilempfängern und mit zeitlicher Verteilung anfällt. Zudem
ist der Nutzen selbst aufgrund der zuvor genannten Gründe (Klimaentwicklung, Wirksam-
keit, autonome Anpassung) höchst ungewiss. Außerdem werden manche Maßnahmen nicht
nur aus Anpassungsgesichtspunkten veranlasst, so wie zum Beispiel Frischluftschneisen in
Städten nicht nur vor Hitzeinseln schützen, sondern auch das Stadtbild aufwerten und so-
mit die Attraktivität für Unternehmen und Bewohner steigern. Bei solchen nicht reinen An-
passungsmaßnahmen müssen Nutzeneffekte aus vielen Anwendungsbereichen quantifiziert
werden.

Distributive Fairness Neben Kosten und Nutzen kann auch im Sinne der Verteilungsge-
rechtigkeit die Fairness der Verteilung der aus einer Anpassungsmaßnahme resultierenden
Payoffs eine Anforderung darstellen.41 Diese entspricht dem Konzept der distributiven Fair-
ness aus der sozialen Psychologie nach Greenberg (1986), welches “die Bewertung einer
Verteilungsregel” bezeichnet (Bierhoff, 2006, S. 141).42 Eine denkbare Verteilungsregel in
Bezug auf Anpassungsmaßnahmen wäre: Belohnung (Payoff) nach Leistung (z. B. Beteili-
gung an der Umsetzung oder an den Kosten). Eine andere Verteilungsregel wäre Belohnung
nach Betroffenheit durch die Auswirkungen des Klimawandels oder Vulnerabilität. Mangels
eines ökonomisch etablierten Konzeptes zu Gerechtigkeit, muss die Auswahl der Verteilungs-

40 Ein Beispiel für autonome Anpassung ist die regelmäßige Weiterentwicklung von Kulturpflanzensorten. Mit
dem Ziel der Ertragssteigerung werden auch klimatische Entwicklungen berücksichtigt, somit vermindert sich
gegebenenfalls das Nutzenpotential staatlicher Maßnahmen in diesem Bereich. In welchem Ausmaß ist jedoch
ungewiss.

41 Während das Konzept horizontaler und vertikaler Verteilungsgerechtigkeit nach Atkinson & Stiglitz (1980) in
einem gesamtwirtschaftlichen Zusammenhang verwendet werden kann, ist das psychologische Fairnesskonzept
auf Maßnahmenebene passender.

42 Nach Bierhoff (2006) kann man grundsätzlich zwischen distributiver, prozeduraler und interaktionaler Fairness
unterscheiden. Prozedurale Fairness bezieht sich auf das Verfahren, auf dessen Grundlage eine Verteilung zu
Stande kommt, und interaktionale Fairness auf den Umgang und die Kommunikation zwischen den Beteiligten
(siehe section 4.3.2).
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regeln und deren Bewertung dem politischen Prozess überlassen werden.43

Robustheit der Maßnahme Wie bei jeder Entscheidung stellt auch bei der Auswahl von
Klimaanpassungsmaßnahmen das Risiko einer jeden Alternative ein weiteres Kriterium dar.
Die Ungewissheit der zukünftigen Effekte (Nutzen, Kosten, Verteilungswirkung) beeinflusst
die Attraktivität einer Maßnahme. Ein risikoaverser Akteur wird von zwei Alternativen mit
gleichem Erwartungsnutzen diejenige bevorzugen, die die geringere Streuung der Zahlungen
aufweist, also ein geringes Risiko hat. In der wissenschaftlichen Anpassungsliteratur wird oft
der Begriff Robustheit verwendet, der diese Überlegung impliziert. Lempert & Schlesinger
(2000) sprechen von robusten Klimaanpassungsstrategien, wenn diese “insensitiv” in Bezug
auf Unsicherheiten sind. Lempert & Collins (2007) verwenden den Begriff im Sinne von
“Sensitivität auf verletzte Annahmen” und sehen einen Trade-Off zwischen Robustheit und
optimaler Performance. Robustheit beschreibt also die Insensitivität der Maßnahmen gegen-
über unsicheren Annahmen. Ökonomisch gesprochen, kann mit Robustheit also der Risiko-
aversion der politischen Entscheidungsträger Rechnung getragen werden, indem die Streuung
der Nettonutzen vermindert wird, oft zu Kosten eines geringeren Erwartungsnettonutzens.44

Hallegatte (2009) schlägt sechs praktische Lösungen vor, um die Robustheit von Kli-
maanpassungsstrategien unter Unsicherheit zu erhöhen: No-Regret-Maßnahmen, reversible
Maßnahmen, Sicherheitsspannen, “Sanfte” Maßnahmen, Zeithorizontverkürzung, Konflikt-
und Synergiebetrachtung. Folgende Aspekte lassen sich dabei auch gut als Kriterien zur Be-
wertung von Robustheit der Anpassungsentscheidungen verwenden.

EineNo-Regret-Maßnahme stiftet sogar beimAusbleiben des Klimawandels Nutzen, wel-
ches die Robustheit von Klimaanpassung bei unsicherer Klimaentwicklung erhöht. Ein Bei-
spiel sind (Climate-Proofing-)Normen zur Isolierung von Gebäuden, die nicht nur vor po-
tentieller zukünftiger Hitze schützen, sondern sich auch durch Energieeinsparungen über das
ganze Jahr rentieren können.

Reversibilität oder Flexibilität bezeichnen die Umkehrbarkeit und Anpassungsfähigkeit
der Maßnahmen bedingt durch oder an zukünftige Umstände im Sinne von geringen An-
passungskosten (Hallegatte, 2009). Restriktive Bebauungsgenehmigungen können ohne nen-
nenswerte Kosten rückgängig gemacht werden. Anders herum jedoch ist bei einmal geneh-
migter Bebauung die Reversibilität sehr gering. Eine flexible Anpassungsmaßnahme sollte
unter verschiedenen Klimabedingungen funktionieren (Smith, 1997). Ein Beispiel für Flexi-
bilität wären erhöhbare Hochwasserschutzmauern oder Küstenschutz, der an den steigenden
Meeresspiegel anpassbar ist.

Maßnahmen mit Sicherheitsspannen können über die erwartete Wirkung des Klimawan-
dels hinaus schützen und damit die Robustheit erhöhen. So können Deiche zum Beispiel
um eine grobe zusätzliche Sicherheitsspanne größer gebaut werden, um der Unsicherheit der
Klimaentwicklung Rechnung zu tragen. Zu bewerten wäre also, ob die variablen Kosten im

43 Auch der politische Prozess unterliegt wiederum dem Anspruch von prozeduraler und interaktionaler Fairness
(siehe section 4.3.2).

44 In der Literatur wird der Begriff Robustheit zumeist in Verbindung mit geringen negativen Nettonutzen verwen-
det (z. B. No-Regret). Somit wird besonders auf den unteren Teil der Verteilung abgezielt, während unerwartete
positive Nettonutzen nicht adressiert werden, obwohl auch sie ökonomisch gesehen eine Unsicherheit darstel-
len.
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Vergleich zu den fixen Kosten gering ausfallen, und somit Sicherheitsspannen günstig ma-
chen.

Maßnahmen mit einem kürzeren Zeithorizont lassen sich mit jeder Erneuerung neu aus-
richten und können somit geringere Kosten in Bezug auf Unsicherheiten aufweisen (Halle-
gatte, 2009). Zum Beispiel lassen sich schnell wachsende Baumsorten nach dem Schlagen
durch andere Sorten ersetzen. Es bleibt jedoch zwischen den Kosten der Unsicherheit und
denen der nötigen Re-Investition aufgrund kürzerer Lebensdauer abzuwägen.

4.2.2 Geeignete Einsatzgebiete für Entscheidungsunterstützungssysteme in der An-

passungspolitik

Entscheidungsunterstützungssysteme wurden entwickelt, um Entscheidungsprozesse zu

strukturieren und rationalisieren. Je nach verwendeter Entscheidungsmethode können meh-

rere, sowohl quantitative als auch qualitative, Ziele oder Kriterien bewertet und daraus eine

optimale Handlungsrangfolge errechnet werden. Jedoch lassen sich nicht alle im vorigen Ab-

schnitt vorgestellten Kriterien (Kosten, Nutzen, Fairness, Robustheit) für alle Instrumente der

Anpassungspolitik gleichermaßen einfach bewerten und somit eignen sich nicht alle Instru-

mente der Anpassungspolitik gleichermaßen für die Anwendung von strukturierten Entschei-

dungsmethoden. Im folgenden wird diskutiert, welche Instrumente der Klimaanpassungspo-

litik sich anbieten, um sie mit Methoden dieser Art zu unterstützen, und welche nicht. Dabei

wird auf die Erreichung der Ziele der Anpassungspolitik (Bereitstellung regulatorischer und

institutioneller Rahmenbedingungen, Effizienz, Verteilungsgerechtigkeit, Versorgungssicher-

heit; Trela, 2014) abgestellt.

Das grundsätzliche Ziel der Bereitstellung rechtlicher Rahmenbedingungen bietet sich

insgesamt wenig für die Anwendung von Entscheidungsunterstützungssystemen an. Die in

Abschnitt 3.2 vorgeschlagene Festlegung der staatlichen Eingriffsbereiche kann zunächst

auf Basis von einer theoretischen Identifikation von möglichen Marktversagen, Ineffizien-

zen, Ungerechtigkeiten und Gefährdungen der Versorgungssicherheit aufgrund der zuvor

beschriebenen Faktoren erfolgen. Für diese strategische Grundlage werden keine Entschei-

dungsmethoden benötigt, da es hier noch nicht zwischen verschiedenen Optionen abzuwägen

gilt, sondern legitimierte staatliche Einsatzgebiete von privater Anpassung abgegrenzt wer-

den müssen. Auch die Festlegung institutioneller Zuständigkeitsbereiche kann zum Beispiel

nach dem Subsidiaritätsprinzip erfolgen und benötigt nicht die Verwendung strukturierter

Entscheidungsmethoden.

Zur Verfolgung der übrigen Ziele (Effizienz, Verteilungsgerechtigkeit, Versorgungssi-

cherheit) eignen sich Entscheidungsmethoden hingegen mehr. Theoretisch kann sogar über

den Einsatz von politischen Instrumenten wie Standards, Normen, Geboten, Verboten, Li-

zenzen, Subventionen, Geldtransfers, Direkthilfen, Katastrophenfonds, Steuern unter Einsatz

von Entscheidungsmethoden entschieden werden, jedoch haben diese Instrumente zumeist

einen sehr großen Wirkungsbereich und sogar „einfachere“ Kriterien wie Kosten oder Nut-

zen sind sehr schwer zu bewerten. Der Hauptanwendungsbereich ist deshalb bei der Bereit-

stellung staatlicher Anpassungsleistungen (öffentliche Güter: Infrastruktur, Biodiversität, Si-

cherheitsleistungen, Informationen) zu sehen. Die meisten Methoden wurden schließlich für

die Projektebene entwickelt und lassen sich nur schwer auf eine marktpolitische Anwendung

übertragen.
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In erster Linie lassen sich mit Entscheidungsunterstützungssystemen komplexe Ent-
scheidungsprobleme bewältigen, bei denen vielfältige Informationen einfließen und meh-
rere Aspekte gleichzeitig eine Rolle spielen. Zusätzlich zum Effizienzaspekt können beim
Vergleich einzelner staatlicher Anpassungsleistungen mittels Entscheidungsmethoden auch
Gerechtigkeits- und Versorgungssicherheitsaspekte berücksichtigt werden, welches der zwei-
ten Ertüchtigung aus Abschnitt 3.2 entspricht.

Die Verwendung von Entscheidungsmethoden kann vor allem zur Beseitigung von meh-
reren politökonomischen Barrieren beitragen und dadurch der Forderung nach Rationalisie-

rung nachkommen. Die Strukturierung von Entscheidungsproblemen kombiniert mit künst-
licher Rechenkapazität kann den Auswirkungen von beschränkter Rationalität entgegenwir-
ken. Und die Offenlegung des politischen Entscheidungsprozesses und Einschränkung des
diskretionären Spielraumes für poltische Entscheider kann Rent-Seeking und Ausgaben-
/Slackmaximierung entgegenwirken.

Schlussendlich lassen sich die Ergebnisse der meisten Entscheidungsmethoden als Ran-
king oder Priorisierung darstellen. Und sowohl ein Eingabeinformationen als auch die Er-
gebnisse solcher strukturierter Entscheidungsprozesse lassen sich zum Monitoring der An-
passungspolitik verwenden.

4.3 Anforderungen an Entscheidungsunterstützungssysteme

Sollen Entscheidungsunterstützungssysteme bei der Klimaanpassungspolitik zum Einsatz
kommen, dann stellen sich im Bereich Anpassung mitunter spezielle Anforderungen an die
anzuwendendenMethoden, die im folgenden Abschnitt dargestellt werden. Diese werden her-
geleitet aus der ökonomischen Theorie zu optimaler Anpassung und aus anderen relevanten
Bereichen wie zum Beispiel der Sozialpsychologie. Die Anforderungen lassen sich unter-
gliedern in ergebnisbezogene Anforderungen (Abschnitt 4.3.1), prozedurale Anforderungen
auf Anwenderseite (Abschnitt 4.3.2) und praktische Anforderungen (Abschnitt 4.3.3). Auf
Anwenderseite betreffen die prozeduralen Anforderungen vorwiegend den Input für den Ent-
scheidungsprozess und das Verfahren an sich. Die ergebnisbezogenen Anforderungen hinge-
gen zielen auf das Resultat und die Wirkung in Bezug auf Klimaanpassung ab. Die prakti-
schen Anforderungen ergeben sich aus den zu erwartenden Hindernissen bei der faktischen
Umsetzung von Anpassung.

4.3.1 Ergebnisbezogene Anforderungen

Nicht alle Entscheidungsmethoden liefern die gleiche Art von Ergebnis. Neben generellen
Anforderungen an ein Entscheidungsergebnis, finden sich im Bereich der Anpassungspolitik
besondere Anforderungen, die sich aus der theoretischen Eigenheiten von Klimaanpassungs-
politik ergeben (Abschnitt 3.1) und sich auch in den Ertüchtigungsmöglichkeiten in Abschnitt
3.2 widerspiegeln. Bei der Auswahl einer passenden Entscheidungsunterstützungsmethode
sollten deshalb folgende ergebnisbezogene Anforderungen berücksichtigt werden:

Priorisierung Eine Anforderung an Entscheidungsmethoden kann sein, dass das Ergebnis
eine Priorisierung der möglichen Anpassungsmaßnahmen ermöglichen soll. Das Entschei-
dungsergebnis der Methode soll also die Form einer Rangfolge der umzusetzenden Maßnah-



Trela: Politische Klimaanpassungsentscheidungen in Deutschland 25

men haben. Eine Priorisierung ist nötig, da bei begrenzten Ressourcen nicht allen Auswir-
kungen des Klimawandels entgegengewirkt werden kann. So wird nicht nur zwischen Al-
ternativen in Einzelgebieten ausgesucht, sondern der gesamtwirtschaftlich optimale Anpas-
sungspfad beschlossen. Die Priorisierung kann sukzessive wiederholt werden, um aufgrund
Ressourcenknappheit nicht ausgewählte und neue Maßnahmen zu untersuchen.

Rationalisierung undMonitoring Die rationalisierende Wirkung einer Entscheidungsme-
thode kann ebenfalls eine ergebnisbezogenen Anforderung darstellen. Der Einsatz der Metho-
de sollte also möglichst den Effekten kognitiver Begrenztheit, hyperbolischer Diskontierung
und von „Framing“ entgegenwirken.45 Insgesamt geht es dabei darum der Komplexität der
Entscheidungen im Anpassungsbereich Herr zu werden. Zudem sollte sie die Beeinflussung
der Entscheidung durch private Interessen der politischen Entscheider, Interessensgruppen
oder ausführenden Bürokraten verhindern.46 Denkbar ist zum Beispiel, dass Entscheidungs-
unterstützungssysteme, die qualitative Einschätzungen von einer dieser Akteursgruppen ver-
wenden, die Möglichkeit zur zuvor genannten Einflussnahme eröffnen. Bei quantitativen
Kennzahlen gestaltet sich die Einflussnahme gewiss schwieriger.47 Damit einher geht die
Verwendbarkeit der Entscheidungsmethode für ein Monitoring, welches vor unberechtigter
Einflussnahme abschreckt und gleichzeitig den Erfolg der staatlichen Anpassung überprü-
fen lässt. Dies umfasst eine Offenlegung der Entscheidungsgrundlage, also aller verwende-
ten Informationen, Eingaben, Bewertungen, Entscheidungsregeln, und der Ergebnisse. Diese
sollten möglichst transparent und überprüfbar sein, was mit der Komplexität der Methode
variiert.

Robustheit der Entscheidung Die Entscheidung sollte möglichst auf ihre Robustheit un-
tersucht werden. Dabei kann sowohl untersucht werden, wie empfindlich die Entscheidung
oder Priorisierungsreihenfolge auf die einzelnen Bewertungen der Kriterien ist, als auch wel-
che Auswirkung die Gewichtung der Kriterien hat. Gleichzeitig kann auch untersucht werden,
ob das Ergebnis robust über verschiedene Methoden hinweg ist.

4.3.2 Prozedurale Anforderungen auf Anwenderseite

Auf Anwenderseite gilt es bei der Auswahl von Entscheidungsunterstützungsmethoden meh-
rere Anforderungen zu beachten, die den Entscheidungsprozess selber betreffen. Folgende
Aspekte sollten bei der Auswahl der Methoden in Betracht gezogen werden:

Prozedurale Fairness Während distributive Fairness sich auf das Ergebnis des Vertei-
lungsprozesses bezieht, beschreibt prozedurale Fairness die Merkmale eines fairen Entschei-

45 Siehe Abschnitt 3.1.2 oder genauer in Trela (2014) zu Verhaltensbarrieren in der Klimaanpassungspolitik.
46 Siehe Abschnitt 3.1.2 oder genauer in Trela (2014) zu politökonomischen Barrieren in der Klimaanpassungspo-
litik.

47 Jedoch müssen auch die Quellen von vermeintlich objektiven Zahlen in dieser Hinsicht in Frage gestellt werden.
Wenn sich die Möglichkeit von einseitiger Einflussnahme nicht ausschließen lässt, sollte doch zumindest auf

die Ausgeglichenheit dieser Beteiligung der verschiedenen Akteure geachtet werden.
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dungsprozesses, in anderen Worten also Verfahrensgerechtigkeit.48 Die sozialpsychologische
Forschung kommt vorwiegend zu dem Schluss, dass ein fairer Entscheidungsprozess maß-
geblich zur Akzeptanz einer Entscheidung durch autoritäre Dritte (z. B. politische Entschei-
dungsträger) oder innerhalb einer Gruppe beiträgt (für einen Überblick siehe Tyler & Blader,
2013, S. 74).49 Sechs Anforderungen von prozeduraler Fairness nach Leventhal (1980) wer-
den üblicherweise verwendet (siehe Bierhoff, 2006, S. 162):

• Konsistenz der Regelanwendung,

• Unvoreingenommenheit der entscheidenden Personen,

• Korrigierbarkeit von Entscheidungen, die sich als fehlerhaft erweisen,

• Genauigkeit im Sinne der Nutzung relevanter Informationen und der Vermeidung von
fehlerhaften Vorannahmen,

• Repräsentativität im Sinne der Einbeziehung der Interessen aller Betroffenen.

Entsprechende Anforderungen können auch an den politischen Entscheidungsprozess bei der
Klimaanpassung und an die verwendeten Entscheidungsmethoden gestellt werden.

Interaktionale Fairness Interaktionale Fairness lässt sich in interpersonale und informa-
tionale Fairness unterteilen und bezieht sich auf den Umgang und die Kommunikation zwi-
schen denen im Entscheidungsprozess beteiligten Akteuren. Bierhoff (2006) führt folgende
Beispiele für Anforderungen interaktionaler Fairness auf:50

• Bereitstellung notwendiger Informationen,

• klare Mitteilung der bestehenden Erwartungen,

• Beachtung von Rollenvorschriften,

• Einhaltung der Organisationsstruktur.

Diese Regeln lassen sich ebenfalls als Anforderungen für die Entscheidungsprozesse bei der
Klimaanpassung übertragen.

48 Der Begriff “prozedurale Fairness” wurde ursprünglich durch die experimentellen psychologischen Untersu-
chungen von Thibaut et al. (1975) und Lind & Tyler (1988) geprägt. Diese fanden einen Zusammenhang von
fairen Entscheidungsverfahren innerhalb von Gruppen und der Akzeptanz der resultierenden Entscheidungen.

49 Leung et al. (2007) zeigen jedoch, dass, wenn die Konsequenzen einer politischen Entscheidung alle Bürger
gleichermaßen betreffen, der relationale Aspekt an Bedeutung verliert. Dann wird die kollektive Vorteilhaftig-
keit einer Entscheidung wichtiger für die Befürwortung, als die prozedurale Fairness. Für die Bewertung von
Autorität jedoch ist auch in diesem Falle prozedurale Fairness von größerer Bedeutung.

50 Diese basieren auf den inhaltsanalytischen Ergebnissen einer Befragung von Führungskräften von Sheppard &
Lewicki (1987) aus denen sie 16 Fairnessregeln der Geschäftsführung ableiten. Sheppard & Lewicki (1987)
beschreiben die Anwendbarkeit dieser Regeln in einem breiteren Kontext.
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Vollständigkeit Die vollständige Einbeziehbarkeit aller relevanten Informationen ist eine
theoretische Bedingung für eine sozial optimale Entscheidung und spielt somit auch im Hin-
blick auf den Entscheidungsprozess eine Rolle.51

Es ist erstrebenswert, dass alle in Abschnitt 4.2.1 genannten Kriterien in der Klimaan-
passungspolitik Beachtung finden und entsprechend auch bei der Entscheidungsunterstüt-
zung berücksichtigt werden können. Je nach Entscheidungsmethode tun sich dabei jedoch
Schwierigkeiten auf. Kriterien, wie distributive Fairness oder Robustheit der Maßnahmen,
sind schwer quantifizierbar, können höchstens als qualitative Einschätzungen abgerufen wer-
den und nur in dieser Form auch in die Berechnung der optimalen Rangfolge einfließen.
Aber auch Kosten und Nutzen lassen sich manchmal nur schwer bestimmen, und werden
lediglich in Spannen oder qualitativ eingeschätzt. Ein Anspruch könnte also sein, dass auch
nicht-monetäre Bewertungen, qualitative (z. B. ordinale) Bewertungen und Spannweiten bei
jeweiligen Entscheidungsmethode verwendet werden können. Die Kosten-Nutzen-Analyse
benötigt zum Beispiel monetäre oder zumindest quantitative Kennzahlen, kann qualitative
Informationen nicht verarbeiten und würde der Anforderung der Vollständigkeit somit nicht
vollends genügen.52

Flexibilität beim Informationsbedarf Umgekehrt ergibt sich auch der Anspruch, dass die
Entscheidungsmethode bei Nicht-Vorhandensein einzelner Informationen trotzdem ein Er-
gebnis liefert, wenn auch mit verminderter Entscheidungsgüte.

Anwendbarkeit bei Unsicherheit Klimaanpassung unterliegt einer Vielzahl von Unsi-
cherheiten (z. B. Klimaentwicklung, regionale Auswirkungen, Wirksamkeit der Maßnahmen
etc.). Je nach Auslegung der verfügbaren Prognosen (z. B. der Klimaprojektionen des IPCC;
Smit et al. 2001; Adger et al. 2007) handelt es sich bei Klimaanpassung um Entscheidungen
unter Risiko mit mehreren Zielen, oder sogar um Entscheidungen unter Risiko mit mehreren
Zielen und unvollständiger Information zu den Wahrscheinlichkeiten (siehe Eisenführ et al.,
2010, Kapitel 10). Methoden, die Unsicherheit bei der Auswahl der optimalen Entscheidung
berücksichtigen und sich unter dieser Hinsicht für Investitionsentscheidungen zur Klimaan-
passung eignen, sind unter anderem: Kosten-Nutzen-Analyse, Multikriterielle Analyse, Reale
Optionen und Robust Decision Making (Hallegatte et al., 2012).53

Stakeholder-Partizipation und Kommunikationsfähigkeit Eine Anforderung prozedu-
raler Fairness ist die Repräsentativität des Entscheidungsprozesses (siehe section 4.3.2). Der
Einbezug der Interessen aller betroffenen Stakeholder kann somit die Akzeptanz politischer
Klimaanpassungsentscheidungen erhöhen. In dieser Hinsicht sollte eine Entscheidungsme-
thode fähig sein, mehrere Einschätzungen zu einem Kriterium gleichzeitig in die Entschei-
dung mit einzubeziehen.

51 Perfekte Information ist natürlich keine realistische Anforderung, jedoch kann davon ausgegangen werden, dass
zusätzliche Information in diesem Kontext die Güte der Entscheidung tendenziell verbessert.

52 Zudem müssen bei der Kosten-Nutzen-Analyse alle Kriterien in der gleichen Einheit gemessen sein. Hier kön-
nen also nicht Kosten in Euro mit einem fiktivem Erwartungsnutzen kombiniert werden.

53 Als simple Heuristik für “unberechenbare” Wahrscheinlichkeiten wird auch die Verwendung von Sicherheitss-
pannen vorgeschlagen (siehe Abschnitt section 4.2.1; Hallegatte, 2009).
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Eine erfolgreiche Stakeholder-Partizipation bedarf gleichzeitig einer gewissen Kommu-
nikationsfähigkeit der Entscheidungsmethode, auch im Sinne von interaktionaler Fairness
(siehe section 4.3.2). Die beteiligten Akteure sollten Erwartungen und Informationen aus-
tauschen, um Bewertungen besser nachvollziehbar zu machen. So können zum Beispiel die
Gewichtungen der einzelnen Kriterien gemeinsam diskutiert und bestimmt werden.

4.3.3 Praktische Anforderungen

Während die Anforderungen der letzten beiden Abschnitte aus einer wissenschaftlichen
Sichtweise motiviert sind, ist zu erwarten, dass zur tatsächlichen Verwendung von Entschei-
dungsunterstützungsmethoden im politischen oder administrativen Umfeld auch praktische
Anforderungen erfüllt werden müssen. Folgende praktische Anforderungen sind dabei denk-
bar:

Verständlichkeit Das Vorgehen der Entscheidungsmethode sollte für alle Beteiligten ver-
ständlich sein. So raten zum Beispiel Bell et al. (2003) davon ab, zu komplexe Multikriterielle
Analysen zu verwenden, die wie eine “Black Box” funktionieren. Eine Entscheidungsmetho-
de sollte das Denken der Anwender unterstützen und nicht ersetzen. Je unverständlicher eine
Methode desto unwahrscheinlicher wird ihre Anwendung.

Implementierungsaufwand Da sowohl das Geld- als auch das Zeitbudget von politischen
Entscheidern und administrativen Verwaltern beschränkt ist, hängt die Auswahl einer Ent-
scheidungsmethode auch mit dem Aufwand zusammen mit dem sie implementiert werden
kann. Während zum Beispiel bei einem Kosteneffizienzverfahren im Grunde nur ein Kos-
tenvergleich vergleichbarer Alternativen durchgeführt werden muss, erfordert eine Multikri-
terielle Analyse mit Stakeholderbeteiligung mehr Aufwand für Konzeption, Organisation,
Programmierung und Auswertung.

Interessenbedienung auf politischen Märkten Letztendlich entscheidet sich die Verwen-
dung von Entscheidungsmethoden mit der Bedienung von Interessen derer, die über ihre Ver-
wendung entscheiden. Sei es um sich abzusichern, konkrete Zahlen zur Unterstützung des
eigenen Vorhabens zu liefern oder um Akzeptanz für in der Bevölkerung unbeliebte Maßnah-

men durch Einbeziehung von Stakeholdern zu fördern. Zum Beispiel eignet sich die Kosten-

Nutzen-Analyse gut für politische Entscheider, um mit den Argumenten Wirtschaftlichkeit

und Optimalität für bestimmte Maßnahmen zu plädieren. Zudem kann sich im Nachhinein

auf Berechnungen berufen werden, falls die Entscheidung angefochten wird oder sich als

nicht optimal herausstellt. Nach der „discretion versus rules“ Theorie von Kydland & Pres-

cott (1977), kann es auch vorteilhaft sein sich glaubhaft an (Entscheidungs-)Regeln zu bin-

den, wenn durch die Bevölkerung eine ex-post Abweichung des Staates von der ex-ante sozial

optimalen Politik antizipiert wird (vgl. Abschnitt 4.1). Inwiefern eine Methode diese Inter-

essen bedient, entscheidet darüber wie attraktiv sie zur Verwendung im politischen Prozess

ist.
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5 Fazit und weiterer Forschungsbedarf

Bei der gegenwärtigen Klimaanpassungspolitik in Deutschland lassen sich aus ökonomischer
Sicht eine Reihe von Defiziten feststellen. Diese liegen vor allem in der mangelnden Ab-
grenzung zwischen der privat umzusetzenden Anpassung und den erforderlichen staatlichen
Eingriffen. Zudemwerden Ineffizienzen aufgrund von Verhaltensbarrieren und politökonomi-
scher Barrieren, sowie Aspekte der Verteilungsgerechtigkeit und Versorgungssicherheit, nicht
ausreichend berücksichtigt. Folgende Vorschläge zur Ertüchtigung wurden in diesem Papier

vorgestellt: die Festlegung institutioneller Zuständigkeiten, die Abgrenzung staatlicher Ein-

griffsbereiche, die explizite Berücksichtigung von Verteilungsgerechtigkeit und Versorgungs-

sicherheit, die Rationalisierung der politischen Entscheidungsfindung, die klare Priorisierung

der Anpassungsmaßnahmen und Einführung eines Monitorings. Während die Festlegung in-

stitutioneller Zuständigkeiten und staatlicher Eingriffsbereiche grundsätzlich aus der Theorie

heraus geklärt werden kann, handelt es sich bei den restlichen Ertüchtigungen um komplexe

politische Entscheidungsprozesse.

Wie in den Abschnitten 4.1 und 4.2 gezeigt, könnten sich dabei strukturierte Entschei-

dungsmethoden sowohl für politische Entscheider als auch für den privaten Sektor als vor-

teilhaft erweisen. Neben der Möglichkeit zur Berücksichtigung von Verteilungsgerechtigkeit

und Versorgungssicherheit, erschweren strukturierte Entscheidungsmethoden die Einfluss-

nahme auf politische Entscheidungen durch politökonomische Barrieren wie Eigeninteres-

sen, Lobby-Gruppen oder Bürokratie. Die meistenMethoden eignen sich auch um eine Priori-

sierung der verfügbaren Maßnahmen in Form eines Rankings bereitzustellen. Und schließlich

ergibt sich aus der strukturierten Informationseingabe in solche Methoden auch die Möglich-

keit diese Daten und die Ergebnisse für ein umfangreiches Monitoring zu nutzen.

Deswegen sollte für die Umsetzung in diesen Bereichen die Verwendung von Entschei-

dungsunterstützungssystemen geprüft werden. In diesem Papier wurden dazu, teils aus der

ökonomischen Theorie heraus und teils aus Erkenntnissen anderer Wissenschaftsbereiche,

insbesondere der Sozialpsychologie, Anforderungen an entsprechende Entscheidungsmetho-

den hergeleitet. Diese ergebnisbezogenen, prozeduralen und praktischen Anforderungen stel-

len erhebliche Ansprüche an die verwendeten Methoden, denen man am besten auf Projek-

tebene bei der Bereitstellung staatseigener Anpassungsleistungen gerecht werden kann. Für

die Auswahl weitreichender anpassungspolitischer Instrumente (z. B. Steuern, Subventionen,

Auflagen) eignen sich diese Methoden jedoch eher weniger.

Aufgabe der weiteren Forschung kann es sein, die verfügbaren ökonomischen Entschei-

dungsmethoden (z. B. Kosten-Nutzen-Analyse, Multikriterielle Analyse, Portfoliotheorie,

Reale Optionen und Robust Decision Making) darauf zu untersuchen, inwiefern sie die

in diesem Papier vorgebrachten Anforderungen erfüllen. Vor allem die Bewertbarkeit der

schwer quantifizierbaren Kriterien, wie distributive Fairness und Robustheit, wird diese Me-

thoden wahrscheinlich vor Schwierigkeiten stellen.54 Basierend auf einer solchen Untersu-

chung können dann Entscheidungsmethoden identifiziert werden, die sich zur Ertüchtigung

der deutschen Klimaanpassungspolitik im Bereich staatseigener Anpassungsleistungen kon-

kret eignen.

54 Zuvor müssen jedoch ökonomische, politische oder gesellschaftliche Bewertungsregeln festgelegt werden, mit

denen sich distributive Fairness bewerten lässt. Auch der Begriff Robustheit ist derzeit nicht klar definiert und
eher weit gefasst.
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